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Editorial 

Um vor dem Krieg zu warnen, wird 
Behinderung ausGESCHLACHTET 

TOM CRUISE als Aon Kovic in 
Stones „Geboren om 4, Juii“. 

Die Lust am absonderlichen Leben fei- 
ert ungehemmte Feste. Wie einst auf 
den Jahrmärkten Europas werden 
Krüppel wieder vorgeführt. Diesmal im 
Kino. Das Publikum ergötzt sich nicht 
mehr nur am Aussehen dieser „Kreatu- 
ren“, heute will es sehen, wie die denn 
so leben. Also mal so „wie im richtigen 
Leben“. Dafür wird gern ein Zehner ge- 
zahlt für Eintritt und Eis-Konfekt. Gebo- 
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ten wird „Dabeisein“ in sicherer Di- 
stanz und hollywood-gefiltert. Für die 
Show gibt es dann jede Menge Aus- 
zeichnungen. Dabei stehen neben rei- 
nen Aufforderungen zur Anpassung, 
wie „Mein linker Fuß", ernster zu neh- 
mende Produktionen, die Normalität 
und den üblichen Umgang mit Behin- 
derten auch in Frage stellen: Coming 
Home, Einer flog über das Kuckucks- 
nest, Gottes vergessene Kinder, Rain- 
man oder Kenny. Letzterer versucht 
ganz aktuell, die Herzen des Publi- 
kums zu erobern. Er gehört zu den bes- 
seren, nicht nur, weit hier der Betroffene 
auch der Darsteller ist. Keiner aber er- 
reicht die Aussagekraft des 1932 ge- 
drehten Films „Freaks“ von Tod Brow- 
ning, der in der Kinosprache seiner Zelt 
die Wertungswidersprüche darstellt, 
leider ohne sie zu überwinden (jüngst in 
TV-West 3). 

Hollywood ist letztlich ein schlechter 
Kampfgefährte. Das wird klar, wenn um 
die neuen Jahrmärkte herum die Jagd 
auf behindertes Leben weitergeht. 
Doch nicht ohne erfolgreichen Wider- 
stand. Der blieb zwar beim neuen Steri- 
lisationsgesetz eher nur begleitend, 
zeigt aber in der Diskussion um die 
neue, alte Euthanasie deutliche Wir- 
kungen. Zu beidem berichtet diese 
Ausgabe der randschau. 
Den Schwerpunkt bildet die Beschrei- 
bung des harten Kampfes für alterna- 
tive Lebensformen, so selbstbestimmt 
und unabhängig wie möglich. Wie sehr 
das dem „fib“ in Marburg gelungen ist, 
werden wir auf dem angekündigten 
Kongress im Sommer in Marburg disku- 
tieren. Sehr exklusiv bietet die rand- 
schau eine Lesenische, die noch nicht 
vom Thema „DDR" belagert ist. Viel 
Vergnügen! 

Christy und seine Mutter auf seiner ersten Vernissage 

MEIN LINKER FUSS“ Wer gut was leistet - kriegt auch ne Frau 
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Internationaler 

Kongreß für 

Homosexualität und 

Behinderung - 

April 1991. 

Der niederländische „Gehandicapten- 
raad“ - Postbus 169, 3500 AD Utrecht - 
schreibt; 
„Sehr geehrte Damen und Herren, die 
SOG Arbeitsgruppe Behinderung, Be- 
ziehungen und Sexualität des Binder- 
tenrates ist seit einigen Jahren aktiv in 
der Bekämpfung der Diskriminierung 
behinderter homosexueller Männer 
und Frauen. Zu diesem Zweck wurde 
1985 die SOG Homogruppe ins Leben 
gerufen, die aus behinderten Homos 
zusammengesetzt ist. Als erstes hat die 
Gruppe angefangen, Erfahrungen aus- 
zutauschen und Engpässe zu inventari- 
sieren, aber inzwischen hat sie sich zu 
einer streitbaren Initiative im Kampf ge- 
gen Diskriminierungen entwickelt. 
Behinderte Homos treten bis heute 
kaum in Erscheinung. In den Behinder- 
tenvereinen herrscht noch stets Hetero- 
sexualität als Norm vor. In einer solchen 
Umgebung ist es schwer, sich selbst 
seine homosexuellen Gefühle einzuge- 
stehen. Noch schwerer ist es, damit 
nach außen zu treten. In der Homowelt 
ist es nicht viel besser. Wenn es Behin- 
derten schon gelingt, sich Zugang zu 
den meist unzugänglichen Vereinsge- 
bäuden, Bars und dergleichen zu ver- 
schaffen, werden sie doch meist als Au- 
ßenseiter betrachtet. Sie sind zwar 
auch Homos, aber die Tatsache wird 
durch die Behinderung völlig über- 
schattet. 
Aus Mangel an Informationen und Treff- 
punkten stehen viele behinderte Ho- 
mos allein, haben keine Möglichkeiten, 
sich mit Gleichgesinnten zu identifizie- 
ren und sich auszusprechen. 
1988 fand in Manchester, England, eine 
Konferenz für behinderte Homos statt. 
Die Teilnehmer dieser Konferenz ka- 
men aus Großbritannien, den Nieder- 
landen und Deutschland. Es wurde 
deutlich, daß die Isolation behinderter 
Homos kein speziell niederländisches 
Problem ist. Es wurde beschlossen, ein 
internationales Netz behinderter Ho- 
mos zu schaffen und regelmäßigen 
Austausch zu veranstalten. 
Die SOG Homogruppe hat die Initiative 
ergriffen, einen Kongreß für behinderte 
Homos zu organisieren, der wahr- 
scheinlich im Frühjahr 1991 stattfinden 
wird. Thema des Kongresses wird die 
Lage behinderter homosexueller Män- 
ner und Frauen sein. 

Das Ziel des Kongresses ist: - Treff- 
punkt für behinderte Homos auf inter- 
nationaler Ebene zu sein, - Gedanken 
und Erfahrungen auszutauschen, Eng- 
pässe im täglichen Leben behinderter 
Homos zu besprechen, - Auswege aus 
den Engpässen zu suchen, - ein inter- 
nationales Netz behinderter Homos zu 
schaffen, - den Regierungen verschie- 
dener Staaten Vorschläge zur Verbes- 
serung der Lage behinderter Homos in 
ihren Ländern zu unterbreiten, - inter- 
nationale Aktionen zu planen. 
Der Kongreß wird vier Tage dauern mit 
höchstens 150 leilnehmern, die vor al- 
lem in Europa geworben werden sollen. 
Die verschiedenen Themen müssen 
schließlich zu individuellen und ge- 
meinsamen Handlungsplänen und po- 
litischen Richtlinien für die Regierun- 
gen führen. Sie bilden die Grundlage 
zu einem Mehrjahresplanfürdas inter- 
nationale Netz. 
Wir bitten alle Behinderten um ihre Re- 
aktionen und ihre Unterstützung unse- 
res Planes. Sollten Sie mit uns der Mei- 
nung sein, daß dieser Kongreß wichtig 
ist, dann schreiben Sie uns bitte. So 
können Sie mithelfen, die Mittel zur Ver- 
wirklichung des Kongresses zu be- 
schaffen ., 
Im Namen der SOG Homogruppe un- 
terzeichnen Agnes van Wijnen und 
Hugo Kranenburg. 

Neues Reiseprogramm 
für Touristen im 

Rollstuhl 

Bonn/Krautheim. Paris, Berlin, Spa- 
nien, Nordsee, Tirol, Schweiz - klassi- 
sche Urlaubsziele in der Tourismus- 
branche - sind jetzt auch für Reisende 
zu erreichen, die auf den Rollstuhl an- 
gewiesen sind. In seinem neu erschie- 
nen „Reiseprogramm 1990“ bietet der 
Reisedienst des Bundesverbandes 
Selbsthilfe l^rperbehinderter e.V. 

(BSK) neben den genannten Pauschal- 
reisen noch weitere Serviceleistungen 
an. So ist für Individualresende das ge- 
samte TUl-Programm zu buchen, man 
kann sich über rollstuhlzugängige 
Quartiere in ganz Europa informieren, 
eine „Reisehelferbörse“ vermittelt ge- 
schulte Helfer für den Urlaubsalltag. 
An ausgewählten Ferienorten Spa- 
niens und Frankreichs gibt es sogar ei- 
nen Hilfsdienst vor Ort. Ebenfalls er- 
möglicht der BSK-Relsedienst körper- 
behinderten Menschen den Führer- 
scheinerwerb in seiner 
„Ferien-fahrschule“ in Krautheim an. 
Anfragen und Prospektanforderungen: 
BSK-Reisedienst, Altkrautheimerstr. 17, 
7109 Krautheim, Tel.: 06294/68112 

Briefkontakt 

40 jährige Rheumatikerin aus Arnstadt 
(DDR) würde gern mit einem/einer 
ebenfalls Behinderten aus der Bundes- 
republik einen Briefwechsel führen. 
Der Neuaufbau einer Behinderten- 
gruppe in Arnstadt wirft viele Fragen 
auf, z. B. über gesetzliche Regelungen 
oder ähnlichen Gruppen in der BRD 
Kontaktadresse; Irene Krella, Unterm 
Markt 10, DDR-5210 Arnstadt 

Briefkontakt 

Für meine Kartei mit Adressen von Be- 
hinderten und Nichtbehinderten suche 
ich noch weitere schreibfreudige Men- 
schen, die sich anregende Briefkon- 
takte wünschen. Schreibt mit bitte per- 
sönliche Daten und Interessen, die 
Euch wichtig erscheinen. Von einem 
frankierten Briefumschlag abgesehen, 
ist die Vermittlung kostenlos. 
Inge Becker, Griesstraße 9, 4019 Mon- 
heim 2 
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Gesprächskreis für 

Opfer der 

NS-Psychatrie 

Erfahrungsaustausch und gegensei- 
tige Unterstützung bietet die Kölner 
Gruppe des „Bundes der ‘Euthanasie’- 
Geschädigten und Zwangssterilisierten 
e. V.“. Betroffene Frauen und Männer 
haben hier - mitunter zum ersten Mal - 
die Möglichkeit, über ihr Schicksal, ihre 
Erlebnisse in der Vergangenheit zu re- 
den, aber auch, neue Kontakte zu 
knüpfen und sich über Entschädi- 
gungsfragen zu informieren. 
Die Kölner Selbsthilfegruppe trifft sich 
am 2. Mittwoch jeden Monats um 14 
Uhr in der Begegnungsstätte des Deut- 
schen Roten Kreuzes, Luxemburger 
Wall 12, Köln 1. 
Der nächste Termine ist 9. Mai. An- 
sprechpartnerin ist Frau Bingen, 
Tel. 02 21/221-40 32. 

Für Sportbegeisterte 

Die zweite internationale Surfwoche für 
Behinderte findet vom Samstag, dem 
25. August, bis Samstag, dem 1. Sep- 
tember 1990, auf dem Veerse Meer in 
der Provinz Zeeland statt. 

Zu dieser Surfwoche sind Körper- und 
Sehbehinderte ab 16 Jahren aus Eng- 
land, Frankreich, Dänemark, Belgien, 
Luxemburg, der Bundesrepublik 
Deutschland und den Niederlanden 
eingeladen. 
Sowohl Anfänger als auch Fortgeschrit- 
tene können teilnehmen, wenn sie ein 
gutes Sitzgleichgewicht und eine gute 
Hand-Armfunktion haben. 

Ziel dieser Woche ist es, in der Praxis 
zu beweisen, daß Behinderung und 
Surfen einander nicht ausschließen. 
An der ersten internationalen Surfwo- 
che im Jahre 1989 beteiligen sich 41 
Behinderte. Von ihnen waren 29 seh- 
end 12 körperbehindert. Teilnehmer 
aus allen o.g. Ländern, mit Ausnahme 
Luxemburgs, fanden sich in Arnemui- 
den ein. Darüber hinaus reisten 12 Be- 
treuer mit. Die Teilnehmer wohnen in 
„Het Zilveren Schor“ in Arnemuiden. 
Das Maus ist auf den Aufenthalt Behin- 
derter eingestellt und bietet 60 Teilneh- 
mernlnnen, einschließlich eventueller 
Betreuerinnen, die den Behinderten 
begleiten, Platz. 

Die Kosten betragen ca. DM 290,- (DM 
220,- für Aufenthalt und Vollpension, 
DM45,- Leihgebühr für das Surfbrett 
und DM 23,- Leihgebühr für den Surfan- 
zug) zum Kurs von Mitte Dezember 
1989. Wer selbst über Material verfügt 
und dies mitbringen kann, bezahlt so- 
mit weniger. Die Teilnehmerinnen müs- 
sen selbst für Turnschuhe mit einer Pro- 
fi Isohle sorgen. 

Bei Interesse können Anmeldeformu- 
lare bei „der randschau“ angefordert 
werden. 

Kontaktanzeige 

Rollstuhlf., 36 J, Bürokauffrau sucht 
Kontakt zu anderen Körperbehinder- 
ten. Anette Bentrup, Spinnereistr. 17, 
4800 Bielefeld 1 

FAPI 

Forum Anti-Psyschatrischer Initiativen 
(FAPI) 
Pallastr. 12 
1000 Berlin 30 

Das Forum Anti-Psychatrischer Initiati- 
ven (FAPI) hat auf seiner Gründungsta- 
gung am 14./15. Oktober 1989 in Nürn- 
berg erste Strategien gegen Zwangs- 
maßnahmen in der Psychatrie ent- 
wickelt. Um der „modernen“ 
Sozialpsyschatrie etwas Menschen- 
würdiges entgegenzusetzen, wurden 
darüber hinaus alternative Modelle vor- 

gestellt und diskutiert. Die aus Betroffe- 
nen und Interessierten bestehende 
Gruppe will durch Öffentlichkeitsarbeit, 
insbesondere Aufklärung über MIB- 
stände in der Psychatrie und Informa- 
tionsaustausch, dazu beitragen, daß 
Betroffene sich regional zusammen- 
schließen und so die Basis für anti-psy- 
chatrische A^ijeit stärken. Das FAPI be- 
trachtet den Begriff „Psychisch Krank" 
als Diffamierung, weil psychische Pro- 
bleme ausschließlich gesellschaftlicher 
oder individualgeschichtlicher Natur 
sind. Mit einer Stigmatisierung als 
krank verschließt sich die Gesellschaft 
ihren eigenen Problemen. 

Die Ziele des FAPI sind: 

1. Verbot der hochpotenten und Depot- 
Neuroleptika (z.B. Haloperidol), die 
nachweislich zu einer Reihe von 
schweren Krankheiten führen, zum Teil 
sogar mit tödlichem Ausgang. Darüber 
hinaus werden diese Medikamente von 
den Betroffenen in der Regel verab- 
scheut und haben keinerlei therapeuti- 
schen Wert. Sie machen körperlich 
stark abhängig und dienen nach Aus- 
sage von F*syichatern nicht den soge- 
nannten Patienten, sondern denjeni- 
gen, die Gefühle von Ver-rückten nicht 
ertragen können. 
2. Verbot des Elektroschocks, der Ge- 
hirnzellen tötet. Betroffene verängstigt 
und von zweifelhaftem therapeutischen 
Wert ist, weil er nicht Ursachen sondern 
Symptome bekämpft. 
3. Die Gruppe wendet sich gegen psy- 
chatrische Zwangsbehandlungen in je- 
der Form und fordert deshalb ein Recht 
auf psychopharmafreie Hilfe, das in ge- 
setzlich verankerten Vorausverfügun- 
gen festgelegt werden könnte. Betrof- 
fene sollen die Möglichkeit bekommen, 
im nichtangezweifelten Zustand der 
Normalität Behandlungswünsche zu 
verfügen. Als geeignetes Mittel hierfür 
nannte das FAPI „Das Psychatrische 
Testament“ des amerikanischen Psy- 
chatrie-Professors Thomas S.Szazs. 
4. Aufgrund jüngster Entwicklungen 
warnt die Gruppe vor sogenannten 
gentech nologischen psychatrischen 
Behandlungen, nach denen als krank- 
haft Bezeichnete Gene aufgespürt wer- 
den sollen, um Betroffene prophylak- 
tisch zu „behandeln“. 

Das FAPI weist ausdrücklich auf die 
Gefahren der „modernen" Sozialpsy- 
chiathe hin. Eine Regionalisierung der 
Psychatrie, wie sie derzeit in aller 
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Munde ist, führt zur absoluten Kontrolle 
der Betroffenen und erleichtert die 
Möglichkeit von Zwangsbehand- 
lungen. 

Als Alternativen wurden der Aufbau von 
psychopharmakafreien Weglaufhäu- 
sern genannt, in denen Psychatrie- 
flüchtlinge Unterkommen können. Ein 
solches Projekt steht in Berlin kurz vor 
der Verwirklichung. Darüber hinaus 
wurden der Aufbau von Beschwerde- 
zentren vorgeschlagen und die Beru- 
fung von Ombudsmenschen, Betroffe- 
nenfürsprechern, die unter einver- 
ständlicher Akteneinsicht den Psyicha- 
tern auf die Finger schauen. Das 
Thema Alternativen wird voraussicht- 
lich auf dem nächsten Folgetreffen in- 
tensiver diskutiert. 

Pressekontakt: Lars-Ulrich Schlotthaus 
Tel; 030/ 3919488 

Bioethik - 

Dokumentation 

Malerialsammlung zum Thema Bio- 
ethik - Singerdebatte Inhalt u.a.; Texte 
von Singer und Kuhse, Protestaktionen, 
kritische Aufsätze zur Bioethik/Eutha- 
nasie-Debatte, Ärzte und Philosophen; 
Wort und Wirklichkeit,Literaturliste.150 
Seiten, gebunden, 15, DM inci, Porto 
gegen Vorkasse: Postgiroamt Essen, 
Kto. 451526-437, BLZ 360 100 43, Gen- 
Archiv, FührichstraBe 15 4300 Essen 1 
Tel : 0201/743524 

Walter Franke 

neuer Reichsbund- 

Vorsitzender 

Nach mehr als anderthalbjährigen 
Streitigkeiten hat die Behindertenorga- 
nisation Reichsbpnd einen neuen Bun- 
desvorstand. Der frühere Bremer So- 
zialsenator Walter Franke (63) wurde 
zum Nachfolger von Hermann Meyer 
gewählt, der im September 1988 zu- 
rückgetreten war. 
Vor und seit dem Rücktritt Meyers war 
der Reichsbund der Kriegs- und Wehr- 
dienstopfer, Behinderten, Sozialrentner 
und Hinterbliebenen nicht aus den 
Schwierigkeiten herausgekommen. 
Zeitweise wurde dem Verband die Ge- 
meinnützigkeit aberkannt. Die Flnanz- 
venwattung kritisierte unter anderem 
die Verquickung der Verbandsge- 
schäfte mit der Unterhaltung eines be- 
hindertengerecht ausgebauten Hotels 
in Berlin. Auch hielten die Behörden die 
Ende 1988 mit 850 000 angegebene 
Zahl der Mitglieder für viel zu hoch. In- 
zwischen geht die Organisation selbst 
von 420 000 Mitgliedern aus. 

VerkehrsClub Deutsch- 

lands 

Koordinierungsgespräch der VCD- 
Fachgruppe „Behinderte im Verkehr“ 

Am Samstag, dem 10. 3. 1990 haben 
sich in der Stadthalle in Frankfurt-Zeils- 
heim Vertreter diverser Behindertenor- 
ganisationen nach Einladung durch die 
VCD-Fachgruppe Behinderte im Ver- 
kehr“ (VCD ist der VerkehrsClub der 
Bundesrepublik Deutschland e.V.) ge- 
troffen, um Erfahrungen, Informationen 
und direkt erlebte Diskriminierungen 
aus dem Bereich des behindertenfeind- 
lichen ÖPNV (Öffentlicher Personen- 
nahverkehr) auszutauschen. 

Neben Vertretern von DPWV (Deut- 
scher Paritätischer Wohlfahrtsver- 
band), CeSeeF (Club behinderter und 
ihrer Freunde), Frankfurter Spastiker- 
verband, Blindenbund in Hessen, 
OBST (Offenbacher Behinderten 
Selbsthilfe) sowie dem VCD kam auch 
der persönliche Referent der Sozialde- 
zernentin, Roland Frischkorn. Die an- 
wesenden Verbände werden bei einem 
Treffen in nächster Zeit gemeinsam ein 
Forderungspapier entwerfen, das allen 
Behinderten gerecht werden soll. 
Bei weiteren Fragen: VCD-Fachgruppe 
„Behinderte im Verkehr", 
c/o Udo Messer, KallestraBe 1, 
6000 Frankfurt 1, 
Tel 069 - 560 29 46 

Arbeitgeber müssen 

die Einstellung von 

Behinderten genau 

prüfen 

Kassel (dpa) - Arbeitgeber sind aus- 
drücklich verpflichtet zu prüfen, ob ein 
Arbeitsplatz mit Schwerbehinderten 
besetzt werden kann. Darauf wies das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) in Kassel 
in einem jetzt bekanntgewordenen Ur- 
teil nachdrücklich hin. Verstößt der Ar- 
beitgeber gegen die gesetzlich festge- 
legte Pflicht zur Prüfung oder beteiligt 
er nicht rechtzeitig den Betriebsrat, ver- 
stößt er nach Feststellung des BGB ge- 
gen das Gesetz. (/Vz.: 1 ABR 88/88) 

In den Kommentaren zum Schwerbe- 
hindertengesetz war die Mißachtung ei- 
ner solchen Prüfung bisher eher ver- 
harmlost worden. Dies war mit dem 
Hinweis verbunden, daß der Gesetzge- 
ber - außer der Schwerbehindertenab- 
gabe - für den Arbeitgeber keine Sank- 
tionen vorgesehen habe. Das Gericht 
betonte, eine solche Prüfung unter Ein- 
beziehung des Betriebsrats müsse vor 
allem auch bei Schwerbehinderten vor- 
genommen werden, die beim Arbeits- 
amt als arbeitslos gemeldet seien. Wie 
ein Sprecher des BAG erläuterte, habe 
es zu dieser Problematik bisher noch 
keine anderen Urteile des höchsten 
deutschen Arbeitsgerichts gegeben. 

5 
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ENDE DER VERWAHRUNG?! 

Der Verein zur Förderung der Integration Behinderter aus Marburg ~ kurz fib - lädt für 
den 14. bis 16. Juni 1990 zum Kongreß „Ende der Verwahrung - Perspektiven geistig 
behinderter Menschen zum selbständigen Leben“. Dabei ist fast alles, was in der Be- 
wegung Rang und Namen hat, aber auch so bewegungsferne Organisationen wie die 
LEBENSHILFE. Die randschau stimmt mit dem Schwerpunkt dieser Ausgabe in den 
Kongreß ein. 
Weitere Informationen gibt es bei; fib e.V. Am Erlengraben 12 a, 3550 Marburg, 
06421/13606. 

Die ersten verflixten Jahre des fib- 
Wohnppo|ekts. 
Auf den folgenden Seiten will ich versu- 
chen, unser fast schon etabliertes Pro- 
jekt in seiner Entwicklung darzustellen. 
Ich hoffe, daß dabei deutlich wird, wie 
sich unsere Ideen und Vorstellungen im 
Lauf der Zeit immer wieder verändert 
und den jeweiligen Bedürfnissen und 
Bedingungen angepasst haben, ohne 
dabei unsere Ziele aus den Augen zu 
verlieren. Wobei sich natürlich auch 
Zielvorstellungen immer wieder verän- 
dern ... Aber ich denke, daß durch eine 
Entwicklungsdarstellung die meisten 
Probleme erkennbar werden. 
Angefangen hat unser Projekt schon 
längere Zeit vor der Gründung eines 
e.V. Verschiedene Faktoren haben Ein- 
fluß ausgeübt: Die allgemeinen Le- 
bensbedingungen des kleinen Univer- 
sitätsstätdchens Marburg a. d. Lahn, 
das Entstehen ambulanter Dienste in 
der BRD, die Unflexibilität von Verwal- 
tungen und Behindertenorganisatio- 
nen, fehlende Arbeitsmöglichkeiten für 
Pädagogen und sicher noch einiges 
mehr, auf das ich aber nicht weiter zu 
sprechen komme. Die stadt Marburg 
bezeichnet sich gerne als behinderten- 
freundliche Stadt. Das ist zunächst et- 
was verblüffend, ist die Stadt doch für 
Körperbehinderte eher ungünstig: Im 
Halbkreis um den Schloßberg herum 
angelegt, mit vielen engen, verwinkel- 
ten Gäßchen, Treppen und ringsum Hü- 
gel und Berge. Dennoch gab es recht 
früh schon ein Wohnheim für Körperbe- 
hinderte Studenten, sinnigerweise in 
der schlecht zugänglichen Oberstadt, 
aber immerhin. Mitteder siebziger 
Jahre bildete sich dort ein Kreis von po- 
litisch interessierten Krüppeln, die so- 
wohl eine behindertenfreundliche Infra- 

struktur wie auch konkret bessere 
Wohn- und Lebensmöglichkeiten an- 
strebten. Viele Behindertenorganisatio- 
nen sind in Marburg ansässig. Allen 
voran die deutsche Blindenstudienan- 
statt, ein Gymnasium mit Internat für 
Blinde und Sehbehinderte. Auch die 
Bundesvereinigung der Lebenshilfe hat 
ihren Sitz in Marburg. Es gibt eine 
Werkstatt für Behinderte, drei (!) Son- 
derschulen für Praktisch Bildbare, Son- 
derkindergarten und vieles mehr Was 
es Anfang der 80er Jahre nicht in Mar- 
burg gab, waren sowohl für Körper- wie 
auch für Geistig behinderte Möglichkei- 
ten zum selbständigen Leben. 
Die Enge und relative Abgeschlossen- 
heit Marburgs bewirkt, daß man sich 

Ambulante Hilfen für 

Menschen mit geistiger 

Behinderung 

untereinander kennt. So gab es Verbin- 
dungen der Krüppelbewegung mit ei- 
ner Gruppe von Leuten, die Freizeitan- 
gebote vor allem fürGeistigbehinderte 
machte. Der Kreis der Besucher dieser 
Veranstaltungen fluktuierte stärker, als 
bei diesem offenen Angebot zu erwar- 
ten war. Einer internen Aufstellung der 
Schule für Praktisch Bildbare war zu 
entnehmen, daß innerhalb von 3 Jah- 
ren ca 30 volljährig gewordene ehema- 
lige Schüler Marburg verlassen hatten, 
weil keine Wohnmöglichkeiten für sie 
vorhanden waren. 
Die Reaktion der Ortsvereinigung der 
Lebenshilfe war: Es müssen mehr 
Wohnheimplätze angeboten werden. 

Dagegen stellten wir unsere Behaup- 
tung, bei Bereitstellung der notwendi- 
gen Hilfeleistungen könnte jede(r) Be- 
hinderte, unabhängig von Art und 
Schwere der Behinderung, in der eige- 
nen Wohnung leben. 
Das führte zu ideologischen Auseinan- 
dersetzungen. Als wir 1982 den „fib“ 
gründeten, planten wir die Einrichtung 
von Wohngruppen für Geistigbehin- 
derte, einen ambulanten Hilfsdienst 
und Angebote in derlSB sowie den Auf- 
bau einer Beratungsstelle. Der ambu- 
lante Hilfsdienst, dielSB und die BEra- 
tungsstelle wurden allgemein als sinn- 
voll und möglich akzeptiert, nicht je- 
doch unser „Wohnprojekt" für 
Geistigbehinderte. (Unter „allgemein“ 
meine ich hier Verwaltungsbehörden 
wie Sozial- und Gesundheitsämter, den 
hess. Landeswohlfahrtsverband, pol. 
Parteien, etablierte Behindertenorgani- 
sationen) Die geäuserten Bedenken 
waren u. E. so verständlich wie falsch. 
Viel war von „Schützen" die Rede, wo- 
bei unklar blieb, ob der arme Behin- 
derte vor der bösen Gesellschaft oder 
die arme Gesellschaft vor dem bösen 
Behinderten geschützt werden sollte. 
Erschreckend war für uns, wie schwie- 
rig es oft war, von Klischeevorstellun- 
gen über „die Geistigbehinderten“ 
wegzukommen und die individuellen 
Ansprüche einzelner anzusprechen. 
Erhält ein Mensch das Attribut geistig- 
behindert, so sieht man nur noch, was 
er nicht kann oder weiß. Daß auch Men- 
schen mit geistiger Behinderung über 
viele Fähigkeiten verfügen und sich von 
niemandem vorschreiben zu lassen 
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brauchen, was sie wünschen und wol- 
len, fällt uns Pädagogen und Pürsorge- 
wohftätern nicht auf. Dafür haben wir ja 
studiert, damit wir wissen, was die wol- 
len. Die Lebensperspektiven sind so 
festgelegt wie für niemanden sonst. El- 
ternhaus bis zum Geht-nicht-mehr und 
dann irgendein Heim. Die einzige Va- 
riante Ist der Zeitpunkt, zu dem Eltern 
sich überfordert fühlen. Dieser Zeit- 
punkt liegt naturgemäß auch im Wech- 
selspiel von Angebot und Nachfrage. 
Eine immer wiederkehrende Schwierig- 
keit für die Anbieter von Heimplätzen ist 
es, zum richtigen Zeitpunkt die richtige 
Anzahl der richtigen Interessenten zu 
haben. „Belegungszwang“ ist ein ganz 
wesentlicher Nachteil von Heimange- 
boten und macht deutlich, daß hier das 
Primat der Organisationsinteressen vor 
den Bedürfnissen des Einzelnen be- 
steht. 
Dieser Belegungszwang war auch in 
unserem ursprünglichen „Wohngrup- 
penkonzept“ nicht ausgeräumt. Wir ha- 
ben anfänglich viel Zeit völlig unnütz 
damit vertan, zu überlegen, wer von un- 
seren Interessenten denn mit wem wie 
zusammenwohnen könnte, eines war 
uns klar: Wer zusammen wohnt, muß 
das auch wollen. Den Ärger aus vielen 
stationären Einrichtungen, der nur da- 
durch entsteht, daß Leute dicht aufein- 
anderhängen, die sich nicht leiden kön- 
nen, wollten wir vermeiden. Aber eine 
angemietete Wohnung mußte aus Ko- 
stengrOnden natürlich auch bezogen 
werden können. Einen Flop konnten wir 
uns schon gar nicht leisten, wo doch so- 
wieso alle schon gesagt hatten, was wir 
vorhätten, ginge nicht. Glücklicher- 
weise kam alles dann etwas anders. In 
all unsere wunderschönen Überlegun- 

gen hinein erhielten wir eine Anfrage 
von zwei jungen Leuten aus einem 
Heim, die nach dem Willen des HEim- 
leiters nach Beendigung der Schulzeit 
wie alle anderen vorher nach Kassel in 
eine Einrichtung der Diakonie verlegt 
werden sollten. Die beiden wollten aber 
nicht weg von Marburg und wollten 
auch nicht mehr im Heim leben. In ih- 
rem Selbstständigkeitswillen wurden 
sie von einigen Lehrern und Erziehern 
unterstützt, die auch den Kontakt zu 
uns über ihren Supervisor herstellten. 
Wir lernten uns kennen und vereinbar- 
ten eine Zusammenarbeit. Beide hat- 
ten eine Arbeitsstelle bzw. eine in Aus- 
sicht. In kurzer Zeit hatten die beiden 
eine Wohnung gefunden. Im Juni 1983 
war der Umzug. Wir hatten einen festen 
Termin für 2 Stunden an einem Abend 
pro Woche und die Absprache, bei Be- 
darf anzurufen. Von uns waren zwei, zu 
diesem Zeitpunkt noch ehrenamtliche, 
Mitarbeiterinnen Ansprechpersonen. 
Probleme mit der Finanzierung sowohl 
von Lebensunterhalt als auch unserer 
Hilfsangebote gab es zunächst keine, 
da beide genug verdienten. Das än- 
derte sich schlagartig, als der junge 
Mann seine Arbeitsstelle verlor. Beim 
Sozialamt mußten Hilfe zum Lebensun- 
terhalt (HLU) und Eingliederungshilfe 
nach §§39ff BSHG beantragt werden. 
Eine neue Arbeitsstelle war zu suchen, 
und nicht zuletzt mußte die viele Zeit 
sinnvoll genutzt werden. Dies sprengte 
den vorgegebenen Rahmen unserer 
Arbeit, viele Krisensitzungen waren 
notwendig. Psychische Schwierigkei- 
ten, Minderwertigkeitsgefühle, Existen- 
zängste tauchten auf. Das Geld reichte 
hinten und vorne nicht mehr. Zweifel ka- 
men: Wäre nicht in Kassel alles besser 

GEORG PAULMICHL 

gewesen? Aber in diesem Punkt gab es 
für ihn keine Alternative: „Ins Helm 
gehe ich nicht mehr!“ Nach einem hal- 
ben Jahr gab es wieder beruflich Hoff- 
nung. Über ein Praktikum wurde eine 
ABM (Arbeitsbeschaffungsmaßnahme 
vom Arbeitsamt) für ihn eingerichtet. In- 
zwischen ist eine feste Stelle daraus 
geworden. Fazit: „Unsere erste Wohn- 
gruppe“ war ein voller Erfolg, die bei- 
den mit ihrem Leben zufrieden. Das So- 
zialamt zahlte die Eingliederungshilfe, 
und alles hätte ganz problemlos weiter- 
gehen können. 

REDE-WENDUNGEN 

Illustration zum Text - 

Text zur Illustration 

Georg Paulmichl ist behindert, obwohl 
er das so nicht sehen will. Georg Paul- 
mich! ist ein Dichter und ein noch bes- 
serer Maler. Er ist geistigbehindert und 
arbeitet in einer Werkstatt für Behin- 
derte in Südtirol. 
Georg Paulmichts Prosagedichte strah- 
len einen ganz eigenen Reiz aus. Er 
kombiniert Wörter, Phrasen und Rede- 
wendungen miteinander in sehr unge- 
wöhnlicher, unnormaler Weise. Er ver- 
fremdet Altbekanntes, sodaß neue und 
zum Teil bizarre Gebilde entstehen. 
Seine Prosa wird nicht primär unter 
dem Etikett „Behindertenliteratur“ prä- 

sentiert, doch sie ist durch seine Exi- 
stenz als Behinderter deutlich geprägt. 
Die Verbundenheit des geistigbehin- 
derten Georg F*aulmichl zur konventio- 
nellen Redewendung wird bei ihm aber 
zur lustvollen Redewendung des Georg 
Paulmichl, zur Wendung der Rede. 
Mehr als nur Illustration sind die im 
Buch enthaltenen Bilder eigenständi- 
ger Ausdruck verdichtender Abwand- 
lung. Ihr Charakter kann hier in der 
randschau (in Schwarz-Weiß) nur unzu- 
reichend weitergegeben werden. 
Das Buch „Verkürzte Landschaft. Texte 
und Bilder" wurde am 1. März 1990 vor- 
gestellt: 96 Seiten, 12 farbige Abbildun- 
gen, ein Nachwort von Michael Bürkle, 
Haymann-Verlag, Innsbruck, 1990, 
ISBN 3-85218-070-8, 36,- DM. 

Im Sommer 1984 meldeten zwei junge 
Männer Interesse an, zusammen in 
eine Wohnung nach Marburg zu zie- 
hen. Gleichzeitig wurde uns eine 4 Zim- 
mer Wohnung in der Stadt angeboten. 
Da lag es nahe, sofort zuzugreifen und 
unser altes Projekt „Wohngrupp" in An- 
griff zu nehmen. Die Entwicklung die- 
ser „Wohngruppe" zeigt exemplarisch 
alle Fehler, die man u.E. so machen 
kann, alle Widerstände, die so neue 
Projekte hervorrufen und alle Chancen, 
die damit verbunden sind. 
Auch hier wollten wir wieder ganz be- 
hutsam Vorgehen, um möglichst ein 
Scheitern zu verhindern. Geprägt von 
unseren anstudierten Einstellungen 
meinten wir, die „Tauglichkeit“ der bei- 
den durch ein „Probewohnen“ vorte- 
sten zu müssen. Während der Som- 
merferien bezogen die beiden in der 
Schule für Praktisch Bildbare die Trai- 
ningswohnung. Alle waren begeistert, 
auch unsere Mitarbeiter, und obwohl 
die beiden sehr unterschiedlich waren, 
fieberten sie dem Zeitpunkt des Ein- 
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Zugs in die eigene Wohnung entgegen. 
Beide hatten bisiang bei ihren ELtern 
gewohnt, die aber dem Seibständig- 
keitsstreben ihrer Kinder sehr verschie- 
den begegneten, Waren die einen eher 
skeptisch, wollten die anderen ihren 
Sohn lieber heute als morgen aus dem 
Haus haben. 
Unsere zwei Kunden waren Kollegen in 
der WfB und verdienten entsprechend 
wenig. Also stellten beide mit unserer 
Hilfe Anträge auf HLU und Eingliede- 
rungshilfe. Alle Anträge wurden zurück- 
gewiesen. Die Anträge auf HLU mit der 
Begründung, beide könnten zu Hause 
bei den Eltern wohnen (der eine war zu 
diesem Zeitpunkt 34 J,), die Anträge 
auf Eingliederungshilfe mit der Begrün- 
dung, für die Unterbringung von Men- 
schen mit geistiger Behinderung sei 
der Landeswohlfahrtsverband zustän- 
dig. Ohne gesicherte Finanzierung 
schien das Projekt schon zu scheitern, 
noch ehe es die erste Bewährungs- 
probe zu bestehen hatte. Die Eltern wa- 
ren nicht in der Lage, ihre Söhne zu un- 
terstützen. Unser kleiner Verein konnte 
sich keine unbezahlte Arbeit leisten, 
und irgendwoher mußten ja Wohnung 
und Essen und Hilfe bezahlt werden. Es 
blieb nur der Weg zum Gericht. Per ein- 
stweiliger Anordnung wurde das Sozi- 
alamt zur Zahlung der HLU verpflichtet. 
Eine Klage auf Zahlung von Eingliede- 
rungshilfe wurde eingereicht. Solche 
Prozesse dauern vor den Verwaltungs- 

gerichten mehrere Jahre. Dies bedeu- 
tete füruns, daß wir auf ABM angewie- 
senwaren. Man sollte ABM immer kri- 
tisch beobachten, gerade im Sozialbe- 
reich, denn gesellschaftlich 
notwendige Arbeit muß generell auch 
finanziell abgesichert und entspre- 
chend bezahlt werden. Aber wenn man 
in der Sozialarbeit neue Wege gehen 
will, die die Flexibilität der Verwaltung 
überstrapazieren, was sehr schnell der 
Fall ist, kommt man an ABM z.Zt. nicht 
vorbei. Es sei denn man hat einen fi- 
nanzstarken Sponsor. Unser Sponsor 
war das Arbeitsamt. Unsere ambulante 
Unterstützung war dadurch gesichert. 
Noch ungesichert war die Wohnungs- 
miete. Der Vermieter hatte zwar Beden- 
ken, daß Geistigbehinderte in die Woh- 
nung einziehen würden, hatte aber 
Angst, mit ihnen verhandeln zu müssen 
oder vor irgendwelchen unklaren Risi- 
ken. Deshalb bestand er darauf, daß 
der fib Mieter der Wohnung wurde und 
die einzelnen Zimmer dann per Unter- 
mietvertrag an die Leute weitervermie- 
tete. An dieser Stelle holte uns der be- 
reits erwähnte „Belegungszwang“ ein. 
Wir hatten zwei Leute in einer 4 Zimmer 
Wohnung.; also 2 leere Zimmer, die be- 
zahlt werden mußten. Das war kurze 
Zeit machbar. Woher nimmt man auf 
die Schnelle 2 Behinderte Menschen, 
die zu den beiden passen? Erstes Un- 
behagen machte sich bei uns breit. Wir 
hatten zwar noch weitere Interessenten 

Lehrer 

Der Lehrerberuf ist ein unheimlicher Job. 
Die Schüler werden geprüft, geübt, beaufsichtigt und manchmal auserkoren. 
Um Lehrer zu werden, muß man zuerst die Fahrschule machen, dann die Stirn 
runzeln. 
Manche Schüler haben eine fürchterliche Angst, es zittern ihnen nur so die Knie. 
Die Lehrer wissen alles, sie sind unglaublich und unfehlbar. 

Manche Schüler singen die erste Stimme, manche die zweite und manche die 
fünfte. 
Die Lehrerinnen haben eine höfliche Niedertracht und radieren die Hefte aus, 
daß sie blitz und blank sind. 
Ein sauberes Heft ist eine Erfüllung für den Geist. 
Die Lehrer sind von den Landeshauptmännern berufen, aus den Schülern 
Menschen zu machen. 

Der Lehrer lenkt die Gedanken im Kopf herum, daß es nur so rauscht. 
Manche Lehrer sind Wüstlinge und Knallköpfe. 
Jesus hat gesagt, du sollst kein falsches Zeugnis machen. 
Die Schüler müssen aufspringen und guten Morgen durch die Klasse heulen. 

Bei den Ohren gehts hinein, bei den Ohren gehts hinaus, das ist der Lebenslauf. 

für das ambulant-betreute Wohnen, 
aber die wollten nicht zu den beiden 
ziehen. Da hatten wir eine Wohnung, 
groß genug für 4, ein wunderschönes 
l^nzept, nur die Leute wollten partout 
nich hi neinpassen. Dann zerstritten 
sich auch noch die beiden, und der 
eine zog wieder zu seinen Eltern. 
Wohngruppe ade! 
Aber der andere wollte trotz Streit und 
Alleinsein nicht mehr zurück. Er hatte 
endlich „seine“ Wohnung gefunden, 
hatte begonnen, sich sein Leben nach 
seinen Kriterien, Vorstellungen und 
Wünschen zu gestalten. Er hatte ge- 
lernt, seinen eigenen Haushalt zu füh- 
ren, und war absolut stolz auf das, was 
er erreicht hatte. 
Und er eroberte sich Marburg. Zu- 
nächst über die AG Freizeit (s. weiter 
unten), über uns, dann über Kirchen- 
kreise. Die Enge seiner Heimatge- 
meinde hatte er weit hinter sich ge- 
lassen. 
Also mußte er entweder die ganze Woh- 
nung bezahlen, wenn er dort bleiben 
wollte, oder sich auf andere Mitbewoh- 
ner einlassen. Die erste neue Mitbe- 
wohnerin war eine ebenfalls behinderte 
junge Frau aus dem Taunus, deren Si- 
tuation vergleichbar mit der unserer er- 
sten Kunden war. Kein Bock mehr auf 
Heim, nicht in der Lage, ohne jede Hilfe 
zurechtzukommen, aber ansonsten 
sehr selbständig. Die nächsten zwei 
Mitbewohner waren Studenten. Aus un- 
serer geplanten „Wohngruppe für Be- 
hinderte" war eine fast normale WG ge- 
worden, von deren Bewohnern halt 2 
ambulante Hilten in Anspruch nahmen. 
Mittlerweile hatten wir den Vermieter 
soweit von der Tragfähigkeit unserer Ar- 
beit überzeugen können, daß er bereit 
war, den Hauptmietvertrag auf die bei- 
den Kunden von uns zu übertragen. 
Jetzt hatten sie wirklich ihre eigene 
Wohnung, mit allen Risiken auch. 
Was wir bei der Gelegenheit gelernt 
haben: 
1. Es ist ein Unding, wenn man Leute in 
ein bestehendes Konzept einpassen 
will oder muß. Ambulante Pädagogik 
(wassn das schon wieder für ein 
Schlagwort) muß sich an dem ausrich- 
ten, was der Einzelne will und braucht. 
2. Leben kann man nicht trainieren. Es 
gibt keine Punktzahl, die ein Mensch 
erst ärreichen muß, um in seiner eige- 
nen Wohnung leben zu können. Nur Art 
und Umfang der Hilfen müssen vari- 
ieren. 
3. Man muß sich voneinander trennen 
können. Deshalb sollten Wohnung und 
ambulante Hilfen nicht von einer Ein- 
richtung angeboten werden. 
4. Ambulante Hilfen für Menschen mit 
geistiger Behinderung müssen überall 
angeboten werden. Es ist ein Unding, 
wenn Menschen nur deshalb ihren Wo- 
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Frühlingserwachen 

Lange hat sich der Schnee auf der Erde ausgebreitet. 
Nun recken die ersten grünen Haime ihre Häise gegen die Sonne. 
Die Tiere beginnen aus ihren Erdiöchern zu kriechen. 
Wärmere Winde rüttein die Bäume aus dem Winterschlaf. 
Die Bauern beginnen ihre Saat zu verpflanzen. 
Die Hunde bellen nach allen Windrichtungen. 
Die alten Leute rücken von der Ofenbank ab. 
Sie wollen noch einmal das Leben wagen. 
Die letzten Schneefelder zerrinnen vor dem Sonnenlicht. 
Die Gesichter der Menschen werden wieder fröhlicher. 
Das Wachstum und das Gedeihen läßt sich nicht mehr aufhatten. 

hört verlassen müssen, weil es dort 
kein entsprechendes Angebot gibt. 
5. Ambulante Hilfen sind ein Angebot 
zum selständigen Leben. Wer sich nur 
versorgen lassen will, mu6 scheitern. 
Was wir auch gelernt haben: Es gibt 
nichts Gutes, außer man tut es! Abzu- 
warten, bis alie Widerstände und 
Schwierigkeiten gekiärt sind, hätte bei 
unserem Projekt bedeutet, daß wir 
noch nicht angefangen hätten. Ande- 
rerseits darf man natürlich nicht zu 
leichtfertig ins kalte Wasser springen. 
Denn unsere Kunden sind darauf ange- 
wiesen, daß unsere Hilfeleistungen 
auch wirklich erbracht werden können. 
Ohne eine realistische Hoffnung, auch 
nach Auslaufen der ABM noch weite- 
rarbeiten zu können, wäre ein Anfän- 
gen allzu leichtfertig gewesen. 
Wir hören oft den Einwand: Euer Mo- 
dell ist doch nur etwas für relativ leicht 
behinderte Menschen. Dies stimmt nur 
für die Anfangszeit unseres Projekts. 
Da waren wir ja auch selbst noch unsi- 
cher, denn es gab ja leider keine Erfah- 
rungen, auf die wir zurückgreifen konn- 
ten. Literatur kann zwar Mut machen, 
Anregungen geben, aber was geht und 
was nicht geht, das lernt man letztlich 
nur durch eigene Erlebnisse und Erfah- 
rungen. 
Schon recht früh hatte sich eine Frau 
aus dem Psychatrischen Krankenhaus 
(PKH) in Marburg-Cappel an uns ge- 
wendet, weil sie, auch nach Meinung 
ihrer Ärzte, dort nicht angemessen un- 
tergebracht sei. Aufgrund ihrer beste- 
henden Verhaltensschwierigkeiten 
hatte sich auch noch kein Heimträger 
bereitgefnden, diese Frau aufzuneh- 
men. Seit nunmehr drei Jahren kann 
sie mit ambulanter Hilfe in einer eige- 
nen Wohnung leben. Die Umstellung 
des Lebens war nicht leicht für sie. 
8PKH heißt: nie alleine, kein eigener 
Bereich, immer gegen andere sich 
durchsetzen zu müssen, ein Geflecht 
von Regeln und Sanktionen, Vollversor- 
gung. Auch eine gewisse Fixierung auf 
Medizinisches. Kein anderer Kunde 
von uns ist so oft krank, braucht so viele 
Medikamente, geht so gerne und aus- 
dauernd zum Arzt. Sie hatte wenig kon- 
krete Vorstellungen von ihrem zukünfti- 
gen Leben und Wohnen. So war es ge- 
radezu ein Glücksfall, daß sie die kom- 
plette Wohnungseinrichtung ihrer 
Vormieterin übernehmen konnte. Inzwi- 
schen hat sie nach und nach einen ei- 
genen Geschmack entwickelt, besorgt 
sich selbst neue Möbel. Aber noch im- 
mer hat sie massive Probleme im Um- 
gang mit anderen Menschen. „Nicht 
gruppenfähig, aggressiv, sozial unan- 
gepaßt", was für Etiketten bekommen 
Menschen immer wieder aufgedrückt. 
Aber das ist immer nur negative Zu- 
schreibung, ist Ergebnis eines viel- 
leicht sehr ungünstig verlaufenen Le- 

bensprozesses, aber nie ein Wegwei- 
ser für eine bessere Entwicklung. Wir 
erleben in unserem Projekt immer wie- 
der die Entwicklung von Fähigkeiten, 
die uns verblüffen, und wir entwickeln 
dadurch einen pädagogischen Opti- 
mismus, der stärker wirkt als die 
schlechten Erfahrungen die natürlich 
nicht ausbleiben. 
Wir behaupten, und ich glaube zu 
Recht: Ambulante Hilfen zum selbstän- 
digen Leben ermöglichen jedem Behin- 
derten ein weitgehend selbsbestimm- 
tes Leben. Art und Umfang der Hilfen 
sind individuell unterschiedlich, aber 
humaner, sinnvoller. Befriedigender als 
jede Form der Verwahrung sind sie al- 
lemal. 
Das Beispiel macht Mut. Mittlerweile 
haben wir 11 Kunden im „Wohnprojekt“. 
Acht Anfragen liegen uns vor. Zwei Kun- 
den können jetzt ganz ohne unsere 
Hilfe leben. Die Wohnformen sind viel- 
fältig, vom Einzelwohnen bis zur WG, 

mit behinderten oder nichtbehinderten 
Partnern. 
Die Finanzierung (siehe Exkurs) ist 
zwar noch nicht vollständig gesichert, 
vor allem eine eventuelle notwendige 
„Rund-um-die-Uhr-Betreuung“ scheint 
augenblicklich noch nicht durchsetz- 
bar. Aber die Erfahrungen sind insge- 
samt positiv: Nach bald sieben Jahren 
sind auch zunächst sehr skeptisch ein- 
gestellte Personen mittlerweile zumin- 
dest bereit, anzuerkennen, daß die 
Form des selbtsändigen Lebens mit 
ambulanter Hilfe für Menschen mit gei- 
stiger Behinderung nichts völlig Un- 
mögliches darstellt. Und wenn auch die 
alte Forderung nach der Auflösung aller 
Heime bis 1995 immer mehr ihren uto- 
pischen Charakter erweist, so gibt es 
bis zu diesem Zeitpunkt vielleicht we- 
nigstens ein ambulantes Angebot, daß 
auch geistig behinderte Menschen 
nicht automatisch irgendwann im Heim 
landen müssen. 

3 
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Was machen wir denn nun eigentlich 
konkret? 
Ein wichtiger Bestandteil unserer Kon- 
zeptiopn ist es, unsere Kunden zu befä- 
higen, die für sie wichtigen Dinge selb- 
ständig zu regeln. Wir wollen nichts für 
sie tun, sondern ihnen dabei helfen, es 
selbst zu tun. Das fängt bei der Woh- 
nungssuche an. Wer sich an uns wen- 
det, wird in der Regel erst einmal ent- 
täuscht, weil wir keine Wohnung anzu- 
bieten haben, die man sich angucken 
kann. Wir besprechen dann die ver- 
schiedenen Möglichkeiten, an Woh- 
nungen zu kommen. Je nach Situation 
der bzw. des Kundin beteiligen wir uns 
mehr oder weniger intensiv an der an- 
schließenden Wohnungssuche. 
Von dieser Voraussetzung her ist es 
schwierig, zu erklären, was wir jeweils 
konkret tun, da dies immer am Einzel- 
nen und seinen Fähigkeiten und Inter- 
essen hängt. Ich will aber in Schlag Wor- 
ten erwähnen, wie ungefähr unsere 
Handlungsfelder aussehen. 
1. Wohnungssuche. 
Nachdem Wünsche und Vorstellungen 
bezüglich der erhofften Wohnsituation 
abgeklärt sind, wird versucht, eine ent- 
sprechende Wohnung zu finden. Viele 
Kunden neigen dazu, utopische Vor- 
stellungen zu entwickeln, aber dann 
das erstbeste Zimmer zu nehmen, was 
frei wird. Hier versuchen wir. Vor- und 
Nachteile darzustellen. Wir respektie- 
ren aber letztlich die Entscheidung des 
Kunden. Wir helfen bei der Organisa- 
tion des Umzugs. (Wir führen ihn aber 
nicht selbst durch, aus den og. 
Gründen.) 
2. Absicherung des Lebensunterhalts. 
Je nach beruflicher und finanzieller Si- 
tuation zeigen wir auf, welche 
Unterstützung- und Forderunsmöglich- 
keiten bestehen, helfen bei den Anträ- 
gen und machen Finanzierungspläne 
bis hin zu Regelungen bezüglich Geld- 
einteilung. Diese Regelungen sind 

aber freiwillig, da unsere Kunden mit ei- 
ner Ausnahme z.Zt nicht entmündigt 
und daher voll geschäftsfähig sind. Der 
Umgang mit dem zur Verfügung ste- 
hendes Geld ist allerdings bei vielen 
ein sehr starker Konfliktpunkt. Denn die 
Konsumanreize sind gewaltig, die 
Geldmenge aber winzig. 

3. Erkundung des Wohnumfelds. 
Wir helfen beim Kennenlernen von Ein- 
kaufsmöglichkeiten, Kneipen, Frisör. 
Wir gucken, wo die Wäsche gewaschen 
werden kann. Wer hat schon eine ei- 
gene Waschmaschine?, unter Umstän- 
den unterstützen wir Nachbarschafts- 
kontakte. Auch hier immer mit dem Ver- 
such, die Interessen des Kunden abzu- 
decken. 
4. Wohlfühlen Inder Wohnung. 
Um in der eigenen Wohnung leben zu 
können, muß man sich wohlfühlen kön- 
nen. Dazu gehört Anpassen an Haus- 
gemeinschaftsregelungen, Kochen, 
Putzen, sich selbst versorgen bzw. sich 
im Fall vom Krankheit versorgen zu las- 
sen. Wer keine Angehörigen hat oder 
keine Freunde, wird natürlich in Notfäl- 
len auch von uns versorgt. 
5. Soziale Kontakte. 
Wer umzieht, muß neue Kontakte knüp- 
fen, verliert alte Bindungen (vor allem 
beim Wohnortwechsel). Wir erleben, 
daß unsere Kunden uns allumfassend 
in Beschlag nehmen wollen. Keine 
klare Grenzziehung möglich ist zwi- 
schen Arbeit und Freundschaft. Eine 

Regentag 

überall drücken einem die Wolken aufs Gemüt. 
Öde und graue Landschaft erhebt sich unendlich weit. 
Tropfen rieseln einem auf die Köpfe, 
Warme Kleidung ist immer notwendig. 
Am besten ist, man bleibt im Haus und läßt das Wetter vor der Tür stehen. 
Das Wasser erlöscht jedes Feuer. 
Bei düsterem Wetter hat man mehr Zeit für die Besinnlichkeit. 
Ein Buch lesen übt den Verstand. 
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Alterseelenmarkt 

Von überall strömen die Menschenmassen zum Seelenmarkt nach Glurns, 
Groß und klein sind mit von der Partie. 
Ziegen, Schweine und Kühe werden vom Preismaß überwältigt. 
Die Bauern verdienen blanke Taler. 
Marktstände reihen sich durch alle Straßenecken, 
Die Händler lassen ihre Echos schallen. 
Die Einkaufstaschen qualmen vor Fülle. 
Den Kindern gehen die Augen drunter und drüber vor so viel Warenpracht. 
Würste werden für Hungermäuler weichgesotten. 
Die Politiker bedienen auf dem Markt ihre Stammkunden. 
Fäuste werden durch die Lüfte geschwungen. 
Der Alkohol hat die Mägen bereits überschwemmt. 
Schwankend wird der Heimat zugestrebt. 
Nachts fegt der Wind den Abfall durch die Häuserlandschaft. 
Für die Straßenkehrer gibt es ein schauriges Erwachen. 

Exkurs: Finanzierungsmöglichkeiten 

unserer Kundinnen hat einen festen 
Freund gefunden, der all die Dinge er- 
ledigt, die bislang wir übernommen hat- 
ten. Die braucht uns jetzt nicht mehr. 
Wenn die beiden sich vielleicht irgend- 
wann mal trennen, dann würde sie sich 
wieder an uns wenden. Das ist ganz 
wichtig: Ambulante Hilfe kann auch 
aufhören. 
& Beruf. 
Wir halten prinzipiell eine angemes- 
sene Tätigkeit für jeden Menschen er- 
strebenswert. Aber ambulante Hilöfe 
steht auch dem zur Verfügung, der, aus 
welchen Gründen auch immer, nicht 
berufstätig ist. Wir knüpfen Kontakte 
zum Arbeitsamt, in Einzetfällen auch 
mal zu einem Arbeitgeber, wollen aber 
nicht für unseren Kunden zum Arbeits- 
vermittler werden. 
7. Freizeitgestaltung. 
Selständig leben heißt auch, freie Zeit 
zu nutzen und auszufüllen. Wir geben- 
Tips und Anregungen, empfehlen als 
Anlaufstelle und für Urlaubsmaßnah- 
men die AG Freizeit (s.u.). Aber auch 
hier gilt: Was gemacht wird, bestimmt 
der Kunde. Wir können nur Vorschlä- 
gen. Wer nichts tun will, soll und darf 
faulenzen. 
8. Krisenmanagement. 
Immer wieder geraten Menschen in Kri- 
sen. Ob Beziehungen zerbrechen, Dis- 
kriminierungen erlitten werden, Ar- 
beitsplätze gefährdet sind, Krankhei- 
ten, Enttäuschungen, Zwischen fälle 
das Leben schwer machen, wir versu- 
chen, Hoffnung aufzuzeigen, Perspek- 
tiven zu vermitteln, allgemeinweiterle- 
ben zu können. Wir sind aber keine 
Therapeuten. Wo psychische Schwie- 
rigkeiten zu stark sind, raten wir zur 
Therapie bei Fachleuten. Wir ziehen 
unseren Kunden ja auch keine Zähne. 

Ich hoffe, das ganze Spektrum unserer 
Arbeit ist ein bißchen deutlicher gewor- 
den. Was noch nicht erwähnt wurde, ist 
der ungeheure Aufwand „hinter den 
Kulissen“, der nötig ist, um diese ambu- 
lanten Hilten bereitstellen zu können. 
Für jede Stund ambulanter Hilfelei- 
stung in unserem Wohnprojekt kalkulie- 
ren wir eine weitere Stunde Büro- und 
Verwaitu ngsarbe it, Besprechu ngszei- 
ten etc. ein. Und nicht zuletzt erfordert 
die Voitiereitung unseres Kongresses 
„Ende der Venwahrung?!“ ziemlich viel 
Arbeit. Dieser Kongress wird auch die 
Möglichkeit bieten, sich mit unserem 
Projekt auseinanderzusetzen und Pro- 
bleme zu erörtern, die hier nicht oder 
nur am Rande erwähnt wurden. Infor- 
mationen bekommt ihr über: Kongress- 
büro „Ende der Verwahrung?!", fib ev.. 
Am Erlengraben t2a, 3550 Marburg. 

Wolfgang Urban 

Grundsätzlich sind zwei verschiedene 
Dinge auseinanderzuhalten: zum ei- 
nen die Finanzierung des Lebensunter- 
halts des Betroffenen und zum anderen 
die Bezahlung der ambulanten Hilfen. 
Bei der Hilfe zum Lebensunterhalt gibt 
es im Prinzip keinen Unterschied zu 
nichtbehinderten Personen mit Aus- 
nahme eines Zuschlages für Enwerbs- 
unfähigkeit nach §23 (1) für Behinderte, 
die älter als 15 J. sind und Eingliede- 
rungshilfe erhalten nach §23 (3) oder 
für Erwerbstätige, die trotz beschränk- 
ten Leistungsvermögens einem Erwerb 
nachgehen, nach §23 (4) BSHG. Nach 
§ 23 (5) können die Zuschläge nach den 
Absätzen 1 und 4 nebeneinander ge- 
zahlt werden. Dies ist vor allem wichtig 
für Mitarbeiter in der WfB. Einkom- 
mensgrenzen und Unterhaltsverpflich- 
tungen bleiben bestehen und unter- 
scheiden sich nicht vom Regelfall. 
Problematisch in unserer Arbeit war 
aber immer die Finanzierung der am- 
bulanten Hilfe. Nach unserer Recht- 
sauffassung fällt ambulante Hilfe zum 
selbständigen Wohnen unter Eingliede- 
rungshilfe nach §§39 ff BSHG. Einen 
entsprechenden Antrag stellen alle un- 
sere Kunden, - natürlich mit unserer 
Unterstützung, und wenn sie nicht über 
hohes Einkommen oder Vermögen ver- 
fügen - beim örtlichen Sozialamt. Das 
fühlte sich aber anfangs nicht zustän- 
dig. Da für Menschen mit geistiger Be- 
hinderung herkömmlich Eingliede- 
rungshilfe für Behinderte als Maß- 
nahme des örtl, Sozialhilfeträgers un- 
bekannt war.Wir wurden an den 

Landeswohlfahrtsverband (LWV) ver- 
wiesen. Es begann ein länger andau- 
ernder Streit über die Zuständigkeit, 
der durch die Aussage noch komplizier- 
ter wurde, daß der LWV für unsere Ar- 
beit zuständig sei, und den Verweis im- 
mer auf die geplante Vereinbarung mit 
dem LWV. Der LWV war aber nach wie 
vor nicht bereit, ambulante Angebote 
zu fördern. Als die angekündigte Ver- 
einbarung Wirklichkeit wurde, zeigte 
sich, daß unsere Arbeit nicht hierüber 
abzudecken war. Zum einen war eine 
l^ppelung von Wohnung und Betreu- 
ung vorgeschrieben, die wir ablehnen. 
Zum anderen war der Personalschlüs- 
sel auf 1:12 festgelegt, womit wir nicht 
sinnvoll arbeiten können. Er wurde 
auch unserem Anspruch, individuellen 
Gegebenheiten und Notwendigkeiten 
entsprechend zu arbeiten, nicht ge- 
recht . Wir arbeiten z. Zt. in der Spanne 
von 1 Std. im Monat bis zu 2 Stunden 
am Tag, wobei wir auch nicht ausschlie- 
Ben wollen, 4 oder 24 Stunden am Tag 
anzubieten, wenn es zu einem würdi- 
gen Leben nötig ist. Eine weitere 
Schwierigkeiten mit der Vereinbarung 
zur Finanzierung von Wohngruppe für 
Behinderte war, daß wirklich nur Grup- 
penakzeptiert wurden, also keine al- 
leinlebenden Personen. Das bedeutet, 
daß 2 Leute, die sich zerstritten haben, 
zusammen bleiben müssen, weil sie 
beim Alleinewohnen keine Hilfe mehr 
erhalten. Auch dies zeigt, wie sehr die 
Bedürfnisse von Behinderten im Ge- 
flecht von Verordnungen außer Acht ge- 
lassen werden. Diese Lücke mit den al- 
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leinewohnenden Personen in der LWV- 
Vereinbarung hatte aber auch etwas 
Gutes, sie ebnete nämlich den Weg zu 
einer Vereinbarung mit dem örtlichen 
Sozialamt. Im weitesten Sinne „Betreu- 
tes Wohnen" bietet in Marburg nicht 
nur der fib an, auch andere Vereine lei- 
sten mittlen/veile ambulante Dienste, 
vor allem für psychisch Behinderte. 
Diese anderen Träger konnten halt für 
ihre Einzelbetreuungen nicht mit dem 
LWV abrechnen. So kam es mit der 
Stadt Marburg zu einer Vereinbarung 
über „Betreutes Einzelwohnen“, um 

diese Lücke zu stopfen. Da waren nun 
wieder die Bedürfnisse unserer Kun- 
den nicht erfasst, die nicht alleine woh- 
nen wollten. Man sieht: ein wunder- 
schönes Kuddelmuddel. 
Festzuhalten bleibt im allgemeinen Fi- 
nanzierungschaos: 

Der Anspruch nach §39 BSHG wird 
faktisch anerkannt. Noch umstritten 
sind sowohl die Stundensätze als auch 
eine sog. „Obergrenze“, die z. Zt. bei ca 
5. Stunden Hilfe pro Woche liegt, 
Regie- und Verwaltugskosten unbe- 

rücksichtigt läßt. Wegen dieser Ober- 
grenze, die für Schwerbehinderte am- 
bulante Hilfen ausschließt, prozessie- 
ren wir derzeit gegen das Sozialamt. 
Unabhängig vom Ausgang des Prozes- 
ses sind wir recht zuversichtlich bezüg- 
lich der weiteren Entwicklung, da auch 
von Seiten des Sozialdezernenten und 
der Verwaltung inzwischen anerkannt 
wird, daß ambulante Hilfen für Men- 
schen mit geistiger Behinderung sinn- 
voll und möglich sind und von daher 
prinzipiell eine Finanzierungsverpflich- 
tung anerkannt wird. 

Haben geistig behinderte Menschen 

bei den ambulanten Diensten 

eine Chance? 

Bei der Auseinandersetzung um den 
Entwicklungsstand und die Standards 
ambulanter Hilfen werden derzeit zwei 
Extreme abgehandelt: 
Die regierungsamtliche Politik sorgt 
sich um ein „flächendeckendes Netz 
von Sozialstationen“, um dem Vorrang 
nach BSHG §3a für die ambulante Ver- 
sorgung nachzukommen, und denkt 
dabei hauptsächlich in medizinischen 
Versorgungskategorien. Auf der ande- 
ren Seite werden in Thesen zur Schaf- 
fung von „Assistenzgenossenschaf- 
ten" die durch ambulante Dienste neu 
entstehenden Abhängigkeitsstrukturen 
für Betroffene beklagt. 
Beides steht vor dem Hintergrund, daß 
- statistisch gesehen - ca. 80 % der hil- 
feabhängigen Menschen zu Hausen 
von Angehörigen, Freundinnen, privat 
organisieten Helferinnen unterstützt 
werden und ca. 10% werden von am- 
bulanten und anderen stationären Ein- 
richtungen. Also maximal 10% werden 
von ambulanten Diensten erreicht ( in 
manchen Satzungen ist gar nur von 
2% die Rede). 
Der Druck zur quantitativen und quali- 
tativen Weiterentwicklung Ambulanter 
Dienste ist - nicht nur dieser Zahlen we- 
gen - riesengroß. 
Die bisherigen konzeptionellen An- 
sätze ambulanter Dienste (außerhalb 
traditionell orientierter Sozialstationen) 
lassen sich vergröbert so zusammen- 
fassen: 
— Ambulante Dienste im Interesse ver- 
besserter, selbständiger Arbeitsbedin- 
gungen mit dem Ziel humanerer, weil 

häuslicher Versorgungsstruktur gegen- 
über Krankenhaus, Pflege- und Alten- 
heim (amb. Kinder-, Alten-, Kranken- 
pflegeinitiativen) 
— Ambulante Dienste im Interesse ei- 
ner zu ermöglichenden Selbstbestim- 
mung Behinderter durch das Angebot 
bedarfsgerechter Hilfen (Rund- 
um-die-Uhr, zeitlich flexibel, Auswahl 
der Helferinnen durch Betroffene etc.) 
Beide Ansätze sind „erfolgreich“ in 
dem Sinne einer großen Nachfrage 
nach ihren Dienstleistungen und sto- 
ßen überall an ihre Kapazitätsgrenzen. 
Über die Diskussion zur Verbesserung 
der geschaffenen Standards (z. B bes- 
sere Qualifizierung, aber auch Absi- 
cherung der Helferinnen, mehr Einfluß 
und Gestaltung der Hilfsangebote 
durch die Betroffenen) geht weitgehend 
verloren, daß die meisten Menschen, 
deren Aussonderung beklagt wird, von 
sich aus überhaupt nicht und wenn, 
dann eher zufällig das Angebot ambu- 
lanter Hilfen erreichen. 
Für geistig behinderte Menschen gilt 
dies in besonderem Maße. 

Systematische Hilfsangebote gibt es 
für sie bei den „familienentlastenden 
Diensten“. Wie allerdings der Name 
schon sagt, eher für die Familien als für 
die Betroffenen selbst. Eine Verselb- 
ständigung gegenüber dem Familien- 
verband ist, bisher wenigstens, gleich- 
bedeutend mit dem erzwungenen Ver- 
lust der Hilfen (Daß familienentl. Hilfen 
trotzdem von entscheidender Bedeu- 
tung für diese Verselbständigung sein 

können, darf aber nicht übergangen 
werden!). Hier ließe sich nun mit einiger 
Berechtigung die Klage über die feh- 
lenden Finanzierungsbedingungen für 
Ambulante Dienste führen. 
Ich behaupte aber, daß auch systemati- 
sche konzeptionelle Schwächen Ambu- 
lante Dienste mitbearbeitet werden 
müssen, um eine grundlegene Verbes- 
serung der Situation zu erreichen. 
Worin bestehen diese Schwächen? 
Im (notwendigen) Bemühen um größt- 
mögliche Autonomie der ‘Dienstlei- 
stungsnehmer' werden diesen in der 
Realität oft unerfüllbare Leistungen ab- 
verlangt. Sie sollen einschätzen Imn- 
nen, wieviel und welche Hilfe sie benö- 
tigen. Sie sollen sie eigenverantwort- 
lich führen können ... 
Ambulante Dienste geraten mit ihren 
Ansprüchen immer dann in Schwierig- 
keiten, wenn Menschen die Herrschaft 
über ihren eigenen Lebenszusammen- 
hang nicht ausüben können oder wol- 
len. Stellt sich dafür auch niemand an- 
ders (Eltern, Angehörige oder andere 
Menschen) zur Verfügung, sind Ambu- 
lante Dienste in der Regel überfordert 
und weisen die Leute ab. 
Ambulante Hilfe garantiert keine Selb- 
ständigkeit. Denn wo Eigeninitiative un- 
terbleibt und Menschen ihren Lebens- 
inhalt und -ablauf nicht selbst bestim- 
men, setzt schnell die Überforderung 
der Helferinnen ein, wenn sie nicht ent- 
sprechend qualifiziert sind. 
Ambulante Hilfe garantiert keine Inte- 
gration, denn für gesellschaftlich -Aus- 
gesonderte bedeutet die nackte Dienst- 
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leistung unter Umständen zusätzlich 
ins (ambulante) Getto der Isolation zu 
geraten. 
Ambulante Hilfe garantiert keine Nor- 
malität, denn oft bleibt der/die Helferin 
die einzige Normalität und die Hilfelei- 
stung degeneriert zum Ersatzleben. 

Geistig Behinderte sind in festen Hän- 
den. Alternativen zu behütenden Kon- 
zepten werden und können von ihnen 
selbst kaum eingefordert werden - au- 
ßer man schafft sie und weckt diesen 
von der Gesellschaft verhinderten Be- 
darf. 
Worauf also müßten Ambulante Dienste 
sich einlassen, um geistig behinderten 
Menschen ernsthaft eine Chance zu 
geben, an der mit ihrem Angebot ange- 
strebten Humanisierung des Lebens 
teilzuhaben? 
1. Ambulante Dienste hätten von einer 
reinen Bedarfsorientierung abzurücken 
und müßten sich Gedanken machen 
über die Möglichkeiten, aussondernde 
Lebensbedingungen aufzubrechen, 
z. B. über solche Wege wie Freizeitan- 
gebote oder - trotz der genannten Vor- 

behalte - Familienentlastung bzw. Ko- 
operation mit Initiativen, die solche 
Konzepte praktizieren 
Ambulante Dienste dürfen nicht in der 
bloß negativen Abgrenzung zu verwah- 
renden Institutionen steckenbleiben, 
sondern müssen sich aktiv um davon 
betroffene Menschen bemühen. 
2. Ambulante Dienste müßten gezielt 
mit sozialpädagogischen Helferinnen, 
also besonders qualifizierten Kräften 
arbeiten, nach der Maßgabe, Lebens- 
probleme ebenso qualifiziert zu erken- 
nen und verantwortlich damit umgehen 
zu Irännen. 
3. Ambulante Hilfe für geistig behin- 
derte Menschen braucht auch die Be- 
reitschaft, den aussondernden Lebens- 
zusammenhang, den Verlust des sozia- 
len Lebens (Freizeit, Arbeit, Freund- 
schaft, Liebe) mit zu bearbeiten, ohne 
daraus ein behütendes ‘Betreuungs- 
konzept’ zu machen. Die Hilfe muß als 
Mittlerfunktion zum Leben anerkannt 
werden. Mit Betroffenen gemeinsam 
müssen Lebenszusammenhänge ana- 
lysiert und verändert werden. 
4. Zu Teilen muß auch die Bereitschaft 

bestehen, Verantwortung für - durch 
die Betroffenen selbst nicht zu tra- 
gende-Entscheidung zu übernehmen 
Beispiel Geldeinteilen um zu verhin- 
dern, daß die Möglichkeit zum Alleinle- 
ben zerstört wird. Beispiel Wohnungsu- 
chen oder Wohnzusammenhänge ab- 
klären, um zu verhindern, daß Lebens- 
wünsche nur abstrakt bleiben. 
Solange es nicht gelingt, über solche 
Bedingungen tabufrei zu diskutieren, 
werden es geistig behinderte Men- 
schen bei den ambulanten Diensten 
schwer haben. 

Wolfgang Urban 

Es geht 

nicht ohne. 

Freizeit e. V. 

- für Behinderte und 

Nichtbehinderte - 

Marburg 

Das fib-Konzept des ambulant betreu- 
ten Wohnens sieht für die Betroffenen 
Hilfen bei der praktischen Alltagsbe- 
wältigung vor, d. h. Hilfen bei Antrags- 
stellung, Haushaltsführung etc. Die 
Stunden pro Tag, Woche oder Monat, 
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die die fib-MitarbeiterInnen mit den Be- 
troffenen verbringen, richten sich nach 
dem individuelien AusmaB der Unter- 
stützungsbedürftigkeit in dem o. a. Be- 
reich. 

Die meisten derjenigen, die im o. a. Pro- 
jektrahmen leben, sind es aufgrund ih- 
rer bisherigen Lebenerfahrungen {Aus- 
sonderung, soziale Isolation, Fremdbe- 
stimmtheit) nicht gewohnt, selbst über 
ihre freie Zeit zu bestimmen. Aufgrund 
geringen Selbstwertgefühls, das als 
Folge der Aussonderungspraxis zu se- 
hen ist, trauen sie sich auch oft zu- 
nächst nicht allein in die „nichtbehin- 
derte Welt". Darübe rh In aus verhindert 
ihr z. T. geringes Einkommen einen 
freien Zugang zum „Freizeitmarkt“. So 
erwarten sie auch im Freizeitbereich 
Anregungen und Hilfen bis hin zur Ver- 
sorgung, die von den fib-Mitarbeiterln- 
nen zu Recht ablehnt wird. 

Hier schließt das Konzept der AG Frei- 
zeit e, V. mit den Zielen, SELSTÄNDIG- 
KEIT und SELBSTBEWUSSTSEIN, 
SPASS und INTEGRATION zu fördern, 
als notwendige Ergänzung im Freizeit- 
bereich an die Grenzen des fib-Konzep- 
tes „ambulant betreutes Wohnen“ an. 

Das Nachmittagscafä ist ein Ort, an 
dem sie andere - behinderte und nicht- 
behinderte - Personen treffen bzw. ken- 
nenlernen können. Dort finden sie so- 
wohl Anregungen zur Freizeitgestal- 
tung als auch die Gelegenheit, eigene 
Interessen zusammen mit anderen 
bzw. bei Bedarf durch die notwendige 
Unterstützung der Mitarbeiterinnen 
umzu setzen. 

Für einige NutznieBerInnen des Wohn- 
projektes ist das Nachmittagscafe ein 
fester Bezugsort, den sie regelmäßig 

besuchen. Für andere war es Bezug- 
sort für den Einstieg in Marburg. Einige 
wiederum nutzen es zur Freizeitgestal- 
tung wie andere Angebote auch, näm- 
lich gezielt nach dem jeweiligen Ange- 
bot ausgesucht. 

Eine ausführliche Darstellung dessen, 
was die AG Freizeit e. V. istund will, wel- 
chen Stellenwert sie unter kritischer 
Betrachtung des Aspektes „geistigbe- 
hinderte Menschen und Freizeit“ hat, 
verbietet sich hier anhand des thema- 
tisch gesteckten Rahmens. (Sollte zu 
gegebener Zeit jedoch nachgeholt 
werden.) 

Die bereits angesprochene Verzah- 
nung von Arbeitsgemeinschaft Freizeit 
und fib besteht noch auf anderen Ebe- 
nen und stellt eine der Substanzen dar, 
die das Wohnprojekt zum Gelingen 
braucht. Ein ehemaliger „Freizeitler“ 
und jetziger Mitarbeiter im Wohnprojekt 
arbeitet nach wie vor einmal in der Wo- 
che im Nachmittagscafä und als Be- 
gleiter bei Freizeiten mit. Er bildet das 
„personal link“ zwischen Arbeitsge- 
meinschaft Freiteit und fib. Durch die 
Arbeitsgemeinschft Freizeit selbst als 
auch über ihn entstehen Anregungen 
und Kontakte, die es den Betroffenen 
erleichtern bzw. ermöglichen, ein 
selbstbestimmtes Leben zu führen: 

*1985 erhielt der fib. e. V. von Mitarbei- 
tern eines Heimes im Taunus die An- 
frage, ob er einer jungen Frau, die aus 
Altersgründen nicht länger in der dorti- 
gen Einrichtung bleiben konnte, Wohn- 
und Lebensmöglichkeiten bieten 
könne. Auf Vorschlag des „personal 
link“ nahm Gela G. an einer Freizeit im 
Mai 1985 teil. Die Eindrücke, die sie da- 
bei gewann, führten bei ihr zu dem Ent- 
schluß, nach Marburg ziehen zu wollen. 

Die Bauernjugend 

Die Bauernjugend ist eine stramme Organisation. 
Auf Wiesen und Äckern behaupten sie ihren Erntestandpunkt. 
Der Wirtschaft bieten die Bauern immer was zum Knabbern. 
Mit Traktoren durchrattern sie die Fiuren. 
Ohne Bauernjugend würde die Milch nicht fließen. 
Die blauen Schürzen dienen ihnen zur Reinerhaltung des Bauernstandes. 
Bei Prozessionen sind sie an vorderster Stelle anzutreffen. 
Die Bauernjugend veranstaltet oft tiefgesinnte Tanzvergnügen. 
Da schreien und raufen die Burschen wie am Spieß. 
Auch die Bäuerinnen haben ihren Reiz. 
Mit ihren Trachten sind sie auf unserer Augenweide allemal ein Genuß. 
Nur der Kunstdünger wird oft zu dick aufgetragen. 
Für die Gräser bedeutet dies ein böses Erwachen. 

Seit Oktober 1985 lebt sie mit Unterstüt- 
zung des fib in Marburg. Aufgrund der 
örtlichen Fremdheit und durch die er- 
sten Kontakte bei der o. a. Freizeit war 
die Arbeitsgemeinschaft Freizeit für sie 
zunächst der Bezugspunkt. Gela G. be- 
suchte regelmäßig das Nachmittags- 
cafö an allen Öffnungstagen und fuhr, 
so oft es ging, bei Freizeiten mit. Inzwi- 
schen hat sie weitere Mittel und Wege 
gefunden, ihre Freizeit zu gestalten und 
durch ihre Arbeit Leute kennengelernt, 
mit denen sie in Urlaub fahren kann. 
Das Nachmittagscafe'als Ort, an denen 
sie Leute treffen und mit ihnen zusam- 
men etwas unternehmen kann, ist für 
sie nur noch ein Angebot unter an- 
deren. 

In ähnlicher Weise war die Arbeitsge- 
meinschaft Freizeit für zwei weitere 
Personen „Einstiegshilfe“ ins selbsbe- 
stimmte Leben. 

*Ubbo H. erzählte bei seinen Besuchen 
im Nachmittagscafä immer wieder, daB 
er mit seiner Lebenssituation nicht 
mehr zufrieden sei. Erlebte als 
25-jähriger immer noch bei seinen El- 
tern und fühlte sich dadurch in seiner 
Entscheidungsfreiheit eingeengt. Vor 
Augen das Beispiel von Hrtmann M. 
(ehemaliger „Dauerbesucher" der Ar- 
beitsgemeinschaft Freizeit und seit 
1984 Nutznießer des Wohnprojektes 
und gelegentlicher Besucher der Ar- 
beitsgemeinschaft Freizeit), spielte er 
mit dem Gedanken, es ihm gleichtun zu 
wollen. Ubbo H. äußerte jedoch zu- 
gleich starke Bedenken, ob er dafür von 
seinem Vater die Zustimmung erhalten 
würde. Und er wollte wissen, wie das 
denn überhaupt gehen würde. Er 
wurde darauf verwiesen, daß der fib da- 
für da sei. Ihm auf seine diesbezügli- 
chen Fragen Antworten zu geben und 
ihm dann, wenn er es wirklich wolle, 
auch dabei helfen würde, in einer eige- 
nen Wohnung leben zu können. Bevor 
er es jedoch schaffte, diesen Schritt zu 
tun, verging viel Zeit. Unterdessen 
nutzte er die Präsenz des fib-MItarbei- 
ters im Nachmittagscafö, auf einer un- 
verbindlichen Ebene „schon mal dar- 
über zu reden“. Diese Gespräche erset- 
zen keineswegs die konkrete 
Beratungs- und Unterstützungsarbeit, 
die das Wohnprojekt den Interessenlin- 
nen bietet, noch bedeuten sie eine Ver- 
lagerung dieser Arbeit In die Arbeitsge- 
meinschaft Freizeit hinein. Sie nehmen 
den Betreffenden auch nicht die Initia- 
tive ab, sich direkt an den fib wenden zu 
müssen. Im vertrauten Rahmen der Ar- 
beitsgemeinschaft Freizeit bieten sie 
ihnen jedoch die Möglichkeit, allmäh- 
lich den Mut und die Entschlossenheit 
gewinnen zu können, den Start in ein 
selbstverantwortliches Leben zu 
wagen. 
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Ubbo H lebt seit 1988 in seiner eigenen 
Wohnung und nutzt die Arbeitsgemein- 
schaft Freizeit als Treffpunkt genauso, 
wie er es vorher auch getan hatte. Er 
selbst wiederum war für eine weitere 
(37 jährige) Besucherin Vorbild und An- 
reiz, sich aus dem Elternhaus heraus- 
zulösen und In eine eigene Wohnung 
ziehen zu wollen. Ihr Weg dahin bz. 
zum fib ähnelt dem von Ubbo H. 

‘Fritz L. nimmt die Angebote der Ar- 
beitsgemeinschaft Freizeit seit Dez. 
1986 wahr. Der Kontakt kam auf Anre- 
gung seines Schulleiters zustande. Der 
hat mitbekommen, daß die Wochenen- 
den sowohl für Fritz L. als auch für 
seine Eltern sehr konfliktreich waren. 
Fritz L’s Bestrebungen nach Selbstän- 
digkeit und Verwirklichung eigener In- 
teressen stand die Befürchtung seiner 
Mutter gegenüber, „daß er das doch 
gar nicht könne“. Für ihn bedeuten die 
Besuche im Nachmittagscafö und die 
Teilnahme an Freizeiten, die er z. T. 
selbst mitinitiiert hat, Selbstentfaltung 
und Selbstbestimmung. Für seine El- 
tern bedeuten sie die schmerzliche Er- 
kenntnis, daß er „sich woanders wohler 
zu fühlen scheint“. Von daher stehen 
Überlegungen im Raum, das familiäre 
Zusammenleben bei Schulabschluß zu 
beenden. Die Mitarbeiterinnen der Ar- 
beitsgemeinschaft Freizeit rieten Frau 
L., nicht bis dahin zu warten, sondern 
sich schon früh genug vorher nach ver- 
schiedenen Wohn- und Lebensmö- 
glichkeiten für geistigbehinderte Er- 
wachsene umzusehen, damit eine Fritz 
L. angemessene Entscheidung getrof- 
fen werden kann. Sie wurde auf den fib 
verwies4n, mehrfach. 

Inzwischen gab es einen Erstkontakt 

zwishen Frau L. und den Mitarbeiterin- 
nen des Wohn Projektes. Was daraus 
werden wird, das bleibt abzuwarten. 
Wir drücken für Fritz L. die Daumen! 

Inge Hofmann von der AG Freizeit e. V. 
- für Behinderte und Nichtbehinderte -, 
GroBseelheimer Straße 12, 3550 Mar- 
burg 

Lothar Sandfon 

Bewegung in den Verbänden 

Erstaunliches tut sich in den Diskussio- 
nen der traditionellen „Behindertenver- 
bände“. Immer mehr Themen, die in 
der „Bewegung" entwickelt oder ge- 
puscht wurden, gewinnen Unterstüt- 
zung: So fordert die Bundesarbeitsge- 
meinschaft „Hilfe für Behinderte“ in 
Düsseldorf die Berücksichtigung der 
Interessen Behinderter im Nah- und 
Fernverkehr in einer Schärfe, die Ver- 
bänden in ihrer Staatstreue bisher 
fremd war. 
Der Bundesverband „Selbsthilfe Kör- 
perbehinderter“ mit Sitz in Krautheim 
lud zu einer Diskussionsveranstaltung, 
bei der er die Forderungen Berliner Be- 
hinderter nach einem Anti-Diskriminie- 

rungsgesetz übernahm. Die zugege- 
ben noch dürftige Gesetzes-Vorlage 
(siehe Kasten) soll nun überarbeitet 
werden und wird dann in eine ver- 
stärkte Diskussion gebracht. 
Innerhalb des „Bundesverbandes für 
spastisch Gelähmte und andere Kör- 
perbehinderte“ aus Düsseldorf wurde 
das Verbot pränataler Diagnostik disku- 
tiert. Aut einer Tagung der „Clubs und 
Gruppen" des Verbandes wurde nach- 
folgende Resolution verabschiedet: 
„1. Behinderung und Krankheit gehö- 
ren ganz selbstverständlich zum 
menschlichen Leben. 
2. Eine Diskussion über das Lebens- 
recht behinderter Menschen kann nicht 

zugelassen werden. Das bedeutet: 
Keine Diskussion mit denen, die das 
Lebensrecht behinderter Menschen in- 
frage stellen. 
3. Die Entscheidung für ein Kind muß 
unabhängig sein von Qualitätsmerkma- 
len oder Normalitätskriterien. 
4. Pränatale Diagnostik darf kein Selek- 
tionsinstrument sein. Wenn im Rahmen 
pränataler Diagnostik eine Behinde- 
rung festgestellt wird, muß die anschlie- 
ßende Beratung der Eltern darauf ab- 
zielen, das behinderte Kind anzuneh- 
men. Schwangerschaftsabbruch ist 
keine therapeutische Maßnahme und 
darf daher nicht empfohlen werden. 
Grundlage der Beratung muß die 
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Gleichwertigkeit des ungeborenen be- 
hinderten Lebens mit dem ungebore- 
nen nichtbehinderten Leben sein. Der 
Gesetzgeber darf keinen Unterschied 
machen zwischen ungeborenem be- 
hinderten und ungeborenem nichtbe- 
hinderten Leben. 
5. Die Gemeinschaft, insbesondere Po- 
litik und Verwaltung, hat die Verpflich- 
tung, durch entsprechende Maßnah- 
men behinderungsbedingte Nachteile 
auszugleichen. 
6. Die Gemeinschaft, insbesondere Po- 
litik und Verwaltung, wird aufgefordert, 
Diskriminierungen wie z. B. Aussonde- 
rung im schulischen und beruflichen 
Bereich oder Aussonderung im öffentli- 
chen Personennahverkehr zu besei- 
tigen. 
7. Oie Behindertenverbände werden 
aufgefordert, sich offensiver gegen die 
Bedrohungen des Lebensrechtes be- 
hinderter Menschen - vor allem gegen 
die Bedrohungen, die von »Ethikkom- 
missionen« ausgehen, die Manipulatio- 
nen an menschlichem Leben vorberei- 
ten - zu wehren." 
Sicher, es zeigte sich, daß diese Reso- 
lution noch nicht fest verankert ist in 
den Auffassungen der Betroffen. Sie 
wurde sicherlich unter dem Eindruck 
der Tagung so verfaßt und hält dem in- 
nerve rbandllchen Widerstand der El- 
tern vielleicht nicht stand. Doch die An- 

fänge neuer, emanzipatorischer Über- 
zeugungen finden Nährboden. 
Während Reichsbund, VdK und „BAG 
der Clubs Behinderter und ihrer 
Freunde“ vorwiegend mit ihrer Selbst- 
versorgung befaßt sind, entstehen in 
traditionellen Verbänden also auch 
neue Anknüpfungspunkte für auto- 
nome Gruppen, die hoffen lassen. 

Entwurf eines Gleich- 

stellungsgesetzes für 

das Land Berlin 

1. Präambel Die Gleichstellung von 
Frauen und Männern ob behindert oder 
nichtbehindert wird als gesellschafts- 
politische Hauptaufgabe gesehen. 
Nach den Richtlinien der Europäischen 
Gemeinschaft sind alle Mitgliedsstaa- 
ten gehalten, Gesetze gegen die Be- 
nachteiligung von Bevölkerungsgrup- 
pen, wie Behinderte und Frauen usw., 
zu erlassen. Es wird auf auf Art 3 GG 
und Art. 6 der Berliner Verfassung hin- 
gewiesen. Damit soll die Pflicht des So- 
zialstaates zur wirksamen Verwirkli- 
chung des Gleichheitsgebotes als ma- 
terieller Garantiegrundsatz, nach dem 
Maßstab des Menschenbildes des 
Grundgesetzes, zum Ausdruck kom- 
men . Behinderten-Benachteiligu ngen 
können nur mit Hilfe von Spezialnor- 

men angemessen überwunden wer- 
den. Ziel des Gesetzes ist es, eine be- 
wußtseinstördernde Signalwirkung in 
der Öffentlichkeit zu entfalten, von der 
zu erwarten ist, daß sie der Gleichstel- 
lung von Behinderten und Nichtbehin- 
derten in allen Bereichen des Lebens 
zugute kommen wird. Auf die Notwen- 
digkeit eines umfassenden Bundes- 
Gleichstellungsgesetzes wird hinge- 
wiesen. 
2. Generalklausel 
2.1. Allgemeines 
Diskriminierungsverbot 
l^in ansonsten qualifizierter Behinder- 
ter darf aufgrund seiner Behinderung 
ausgeschlossen werden von der Teil- 
habe an einem Programm oder einer 
Aktivität, die finanzielle Unterstützung 
durch das Land Berlin, den Bund oder 
sonst eine Körperschaft öffentlichen 
Rechts erhält. Ihm dürfen weder deren 
Vorteile vorenthalten werden, noch darf 
er der Diskriminierung ausgesetzt sein. 
2.2 Gleichstellungsgebot Die Gleich- 
stellung Behinderter im öffentlichen 
Bereich ist durch prozentuale Beteili- 
gung entsprechend dem zahlenmäßi- 
gen Anteil an der Gesamtbevölkerung 
in allen politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Bereichen zu 
verwirklichen. 

Behinderten-Liga e.V. Berlin 

Lothar Sandfort 

Ein neues Sterilisationsgesetz 

Die Bundesrepublik hat ein Betreu- 
ungsgesetz. Wir haben seine positiven 
Neuerungen in der „randschau“ be- 
schrieben und vor seinen Bedrohun- 
gen gewarnt. Besonders vor seinem 
Charakter als neues Sterilisationsge- 
setz. Anzeigenreihen und Unterschrif- 
tensammlungen, Proteste in den Me- 
dien, in Presse, Funk und Fersehen 
und viele Veranstaltungen haben es 
nicht verhindern können. Es fehlte das 
öffentliche Interesse oder besser: Es 
gibt ein öffentliches Interesse nach Ste- 
rilisation Geistig behinderter. Das ist ein 
unausgesprochener Konsens. Für die 
Volksseele gehört das bewußt oder un- 

bewußt immer noch irgendwie zusam- 
men: geistige Behinderung und Sterili- 
sation. 
Wir sind aufgerufen, die Praxis nach 
diesem Betreuungsgesetz genau zu 
beobachten und im Widerstand nicht 
nachzulassen. Denn wer soll es sonst 
tun? Spätestens nach der Pro- und 
Contra-Sendung im Fernsehen zum 
Thema ist mit der stets von uns vorher- 
gesagten Ausdehnung der neuen ge- 
setzlichen Bestimmungen zu rechnen. 
Diese widerliche Meute nach Sterilisa- 
tion gröhlender Eltern Geistigbehinder- 
ter hat endgültig gezeigt, daß auf die El- 
tern und ihren Verband, die LEBENS- 

HILFE, als Verfechter der Rechte Be- 
hinderter kein Verlaß mehr ist. 

Die SPD 
hatte noch in ihrem 19fi7 veröffentlich- 
ten EntschlieBungsantrag eine Sterili- 
sation nur bei strenger medizinischer 
Indikation gefordert. Sie hatte wohl mit 
mehr öffentlichem Protest in diesem 
Punkt gerechnet. Nun, da alles relativ 
ruhig über die Bühne geht, formulierte 
sie: 
„(1) Die Bundesregierung legt dem 
Bundestag und dem Bundesrat in jeder 
Legislaturperiode, erstmals zum 1. Ja- 
nuar 1995, einen Bericht über die Erfah- 
rungen der oesetzlichen Reqelunaen 
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der Sterilisation Einwilligungsunfähiger 
vor. Die Berichte sollen auch Ergeb- 
nisse, Mängel und Veränderungen me- 
dizinischer Grundlagen darstellen und 
Verbesserungsvorschläge enthalten. 
(2) Die Bundesregierung beauftragt mit 
der Ausarbeitung der Berichte jeweils 
eine Kommission, der bis zu neun fach- 
kundige Persönlichkeiten angehören, 
und fügt eine Stellungnahme mit den 
von ihr für notwendig gehaltenen For- 
derungen bei.“ 
Das ist alles, nicht einmal eine nähere 
Beschreibung der Persönlichkeiten, die 
den Bericht erstellen sollen. 
Über die Ablehnung der Legalisierung 
von Sterilisation mit Ersatzeinwilligung 
durch die GRÜNEN haben wir schon 
berichtet. DIE GRÜNEN haben mit ih- 
rem Antrag erweiternd auch die Ersat- 
zeinwilligung bei Schwangerschaftab- 
brüchen verhindern wollen. Diese Ab- 
lehnung hat sich nicht durchsetzen 
können. Das zeigte sich schon nach 
der öffentlichen Anhörung des Recht- 
sausschusses Im Deutschen Bundes- 
tag. Obwohl sich von allen geladenen 
Verbänden nur Ärztekammer und LE- 
BENSHILFE für die Formulierung im 
Gesetz -Entwurf aussprachen, blieben 
Bundesregierung und AusschuBmehr- 
heit unbeweglich. 
Dabei hatte es im letzten Moment noch 
Hoffnungen gegeben. Prof. Klaus Dör- 
ner hatte dort von Schweizer Richtlinie 
berichtet, die ein Verbot der Sterilisa- 
tion Einwitligungsunfähiger vorschrei- 
ben (siehe Kasten). 
Der AusschuB des Deutschen Bundes- 
tages beschloß eine Erkundungsreise 
in die Schweiz. Dabei stellte sich her- 
aus, daß die Verhältnisse in der 
Schweiz nicht gut recherchiert waren. 

Die genannten Richtlinien sind zwar 
von der „Schweizerischen Akademie 
der medizinischen Wissenschaften“ 
herausgegeben worden, sind aber völ- 
lig unverbindlich geblieben. Die “Aka- 
demie“ ist nicht einmal die Standesor- 
ganisation der schweizer Ärzteschaft. 
D.h. Verstösse gegen die Richtlinien 
haben nicht einmal Verbandsdruck zur 
Folge. Die Richtlinien würden erst ver- 
bindlich, wenn die Kantone insgesamt - 
oder einzelne Kantone für ihr Gebiet - 
sie als verbindlich erklären würden. 
Die Zeugungsfähigkeit ist zwar auch in 
der Schweiz höchstpersönliches 
Recht, und es gibt auch schon einige 
gute Urteile zugunsten betroffener Be- 
hinderter. Aber in der Praxis wird immer 
noch nach dem Motto gehandelt: Wo 
kein Kläger, da kein Richter. Im Kanton 
Fribourg soll es jüngst sogar Totalope- 
rationen aus hygienischen Gründen ge- 
geben haben. Dafür ist aber die Praxis 
im Kanton Bern - wie berichtet wurde - 
sehr sensibel bei Sterilisations-Eingrif- 
fen bei Einwilligungsunfähigen. Gut- 
meinende Wissenschaftler, wie der Zü- 
richer Professor Kind fürchtendeshalb 
sogar eine öffentliche Diskussion, weil 
die Gesamtsituation sich nach seiner 
Einschätzung nur verschlechtern 
könne. In einem Brief schreibt er an den 
deutschen Rechtsanwalt Reis: „Wir 
nehmen in Kauf, daB es gelegentlich 
Fälle gibt, wo Einwilligungsunfähige in 
Konspiration von Arzt und Angehörigen 
doch sterilisiert werden." ... „Das ist 
unter juristischen Gesichtspunkten un- 
erfreulich, aber vielleicht das kleinere 
Übel als eine gesetzliche Regelung, die 
sich sehr leicht miBbrauchen ließe und 
erst noch ein gutes Gewissen für die 
Beteiligten erlauben würde.“ 

"Bei Urteilsunfähigkeit 
ist der Eingriff unzulässig, weil es sieh um ein höchstper- 
sönliches Recht handelt, welches nicht durch einen gesetzli- 
chen Vertreter ausgeübt werden kann. Die Anforderungen an die 
Urteilsfähigkeit müssen der Sachlage angemessen sein; Es muQ 
vermieden werden, eine Person zu operieren, die das Problem 
nicht in seiner ganzen Tragweite verstanden hat; es muß aber 
auch vermieden werden, dem Wunsch einer Person, die das Recht 
auf Selbstbestimmung hat, aus unzumutbaren Gründen nicht 
nachzukommen. Der geistig Behinderte muß mindestens verste- 
hen, daß ein operativer Eingriff vorgenommen werden soll und 
daß dieser bleibend verhindert, daß er/sle Kinder zeugen bzw. 
gebären kann. Viele geistig Behinderte, vor allem Schwachsin- 
nige, sind stark von ihren Angehörigen oder Betreuern abhän- 
gig. Es ist deshalb wichtig, daß sie ihre Meinung so gut wie 
möglich frei äußern können, d.h. in Abwesenheit anderer, sie 
beeinflussender Personen. Es muß genügend Zelt für den Ent- 
scheidungsprozeß gewährt werden, was in der Regel wenigstens 
zwei Konsultationen in mehrwöchigem Abstand bedingt. Bei gei- 
stig Behinderten ist trotz eingehender Beratung und Abklärung 
das Risiko späterer Unzufriedenheit oder störender, auf den 
Eingriff zurückgeführter Auswirkungen größer als bei Gesun- 
den. Es ist deshalb Aufgabe des Arztes, Vor- und Nachteile 
vorsichtig abzuwägen und gemäß dem beim betreffenden Menschen 
zu erwartenden Ergebnis zu handeln. 17. November 1981." 

Werkstatt für 

Behinderte 

- auf dem Weg zu einem sozialpoliti- 
schen Skandal 

Bundesverband für spastisch Ge- 
lähmte erinnert an die Forderungen des 
Alternativen Werkstättentages 

Menschen mit Behinderungen sind 
weitgehend von den Erträgen der wirt- 
schaftlichen Hochkonjunktur in der 
Bundesrepublik ausgeschlossen. Der 
Bundesverband für spastisch Ge- 
lähmte und andere Körperbehinderte 
weist darauf hin, daß die materielle und 
arbeitsrechtliche Situation der ca. 
100.000 Mitarbeiterinnen in den Werk- 
stätten für Behindere für die Betroffe- 
nen unerträglich ist. So liegt der Durch- 
schnittsverdienst derzeit bei ca. 220,- 
DM monatlich. Die vor zwei Jahren vom 
Bundesarbeitsminister eingerichteten 
Arbeitsgruppen zur Entlohnung, zur 
Mitbestimmung und zur Rechtsstellung 
behinderter Mitarbeiter in den Werk- 
stätten haben die hohen Erwartungen 
nichterfüllt. Die bisherigen Ergebnisse, 
so Günter Dörr, Vorsitzender des Ver- 
bandes, machten deutlich, daß von dort 
keine Verbesserungen zu erwarten 
seien. Es entstehe im Gegenteil der 
Eindruck, als dienten diese Arbeits- 
gruppen eher der Verschleppung der 
Probleme. Alle betroffenen gesell- 
schaftlichen Guppen und Verbände 
sollten sich zusammenschließen und 
den Weg in die Öffentlichkeit gehen. 
Dörr erinnerte an die Forderungen des 
Alternativen Werkstättentages von 
1988, die es immer noch einzulösen 
gelte. Seinerzeit forderten die Teilneh- 
merinnen u.a.: 
— Übernahme der vollen Arbeits- 
schutzbestimmungen, 
— rechtlich gesicherte Mitbestim- 
mung, 
— die Einordnung des sich aus dem 
Beschäftigungsverhältnis ergebenden 
juristischen Regelbedarfs in die Zu- 
ständigkeit der Arbeitsgerichtbarkeit, 
— eine Entlohnung, die mindestens ein 
Leben unabhängig von der Sozialhilfe 
ermöglicht, 
— inner- und auBerbetriebliche Aus- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten, 
— die Möglichkeit zur Organisation in 
Gewerkschaften. 
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Krankenkasse muß 

Schwerbehinderten ein 

Leben in Würde 

ermöglichen 

Kassel (dpa) - Krankenkassen sind ver- 
pflichtet, Schwerbehinderten die 
Grundbedürfnisse ihres täglichen Le- 
bens und die Aufrechterhaltung ihrer 
sozialen Kontakte zu ermöglichen. Dies 
ist der Tenor eines Urteils, das vom 3. 
Senat des Bundessozialgerichts (BSK) 
in Kassel gefällt wurde (Az.: 3/8 RK 
16/87). 

Nach dem Urteil muß die AOK Essen ei- 
nem 30jährigen Elektronik-Fachmann, 
der nach einem Unfall beim Trampolin- 
springen vom vierten Halswirbel ab 
querschnittgelämt ist, technische Hilfs- 
mittel im Wert von rund 35 000 Mark be- 
zahlen. Geklagt hatte für den Schwer- 
behinderten der Landschaftsverband 
Westfalen-Lippe, der die teilweise com- 
putergesteuerten Apparaturen vorfi- 
nanzierte. 

Die Krankenkasse - so geht aus den 
Akten hervor - meinte dagegen, sie 
habe „kein Verständnis“ und hielte es 
für „unwirtschaftlich“, einen Schwerst- 
behinderten „auf allen Gebieten tech- 
nisch auszustatten“. Im übrigen ge- 
nüge „der Kontakt zu den Pflegern“, 
hieß es in einem Schreiben. 

Die Richter zeigten für das Verhalten 
der Krankenkasse „wenig Verständnis“ 
und kritisierten, daß diese es nicht für 
nötig gehalten habe, vor Gericht zu er- 
scheinen. Nach der Reichsversiche- 
rungsordnung (RVO) sei die Kranken- 
kasse „verpflichtet, einem Schwerbe- 
hinderten ein der Würde des Menschen 
entsprechendes Leben" zu gewährlei- 
sten, hieß es im Urteil. 

Nach seinem Sportunfall ist der Elek- 
tronik-Fachmann auf technische Hilfs- 
mittel angewiesen, deren Bezahlung 
die Krankenkasse verweigert hatte: Auf 
eine Telefonanlage, mit der er compute- 
runterstützt Nummern speichern 
konnte, auf ein sogenanntes „Umwelt- 
kontrollgerät“, mit dem er Fernseher, 
Musikanlage, Lichtschalter, Gartentür 
und die Alarmanlage für die Pfleger be- 
tätigte. Sowie auch auf ein Gerät, auf 
dem er mit Kinn-Druck die Schreibma- 
schine in Gang setzen konnte. 

Vor 10 Jahren: Die erste große Behindertendemo gegen ein skandalöses Reiseurteil 

Mit einem Aufruf zur Beteiligung an ei- 
nem Rechtshilfefond für behinderte 
Studierende wenden sich der Bera- 
tungsdienst behinderter Studenten und 
der gemeinnützige Verein „Mobile - 
Selbstbestimmtes Leben Behinderter“ 
e.V. an behinderte Akademikerinnen. 
Diese - aber auch nichtbehinderte 
Unterstützerinnen- werden aufgefor- 
dert, sich mit z.B. einem geringen mo- 
natlichen Beitrag für einen längeren 
Zeitraum an diesem Rechtshilfefonds 
zu beteiligen. 

Hinter der Gründung dieses Rechtshil- 
fefonds steht die Absicht, behinderten 
Studierenden den Beistand durch ei- 
nen Rechtsanwalt zu ermöglichen, 
wenn sie gezwungen sind, ihr Studium 

auf dem Rechtsweg durchzusetzen. 
Insbesondere die rechtzeitige Venivirkli- 
chung von Rechtsansprüchen auf Fi- 
nanzierung der behindertenbedingten 
Mehrkosten im Studium ist für behin- 
derte Studierende ein Problem. Die 
Übernahme der Kosten für Studienhel- 
ferinnen, Mobilität, Hilfsmittel, zusätzli- 
che Bücher etc. ist unabdingbare Vor- 
aussetzung für die Durchführung des 
Studiums. Im Extremfall wird z.B. Stu- 
dierenden des 2ten Bildungsweges ihr 
Anspruch auf Hilfe zum Studium nach 
dem Bundessozialhilfegesetz als „im 
Grundsatz nicht notwendig“ verwehrt; 
sie werden auf ihren nicht-akademi- 
schen Beruf verwiesen. 

Die Idee dieses Rechtshilfefonds baut 
auf die Solidarität der Akademikerin- 
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nen, die diese Schwierigkeiten der Stu- 
dienfinanzierung überwunden haben 
und heute in Arbeit stehen. 

Nähere Informationen über: 
Beratungsdienst behinderter Stu- 
denten 
Universität Dortmund, Emil-Figge 
Straße 50, 4600 Dortmund 50, 
Tel.: 02 31 / 755-2848 
oder 
Mobile - Selbstbestimmtes Leben Be- 
hinderter e.V. 
Lindemannstraße 66 - 68, 4600 Dort- 
mund 1 

Schon wieder ein 

„Reiseurteil“ ? 

Es schien, als sei „Urlaub behinderter 
Menschen“ kein großes Problemthema 
mehr. Die großen Reiseveranstalter ha- 
ben einigermaßen gelernt, sich auf die- 
sen Kundenkreis einzustellen, im Zwei- 
fel gab es entsprechende Gerichtsur- 
teile, durch die der Reisepreis gemin- 
dert wurde - auch der Richter Tempel 
vom Frankfurter Landgericht hat da an- 
scheinend einiges gelernt. 
Auch kleinere Reiseveranstalter und 
andere Organisationen haben dazuge- 
lernt, z. B, die DLG, die Deutsche Land- 
wirtschafts Gesellschaft. Da bucht nun 
eine Familie einen Urlaub auf dem Bau- 
ernhof, an der „Romantischen Straße“. 
Die Frau sitzt aufgrund Multipler Skle- 
rose im Rollstuhl. Doch am Urlaubsort 
stellt sich heraus, daß das „Ferien- 
haus“ eben nicht rollstuhlgerecht ist - 
vor allem Bad/WC machen Probleme, 
sodaß sie wieder nach Hause fährt. 
Doch der Hausbesitzer pocht auf sein 
Geld, es kommt zum Prozeß. Vielleicht 
wäre die Familie bei Richter Tempel am 
Frankfurter Landgericht besser aufge- 
hoben, denn das Amtsgericht Bad Mer- 
gentheim holt sich Sachverständige, 
die nicht allzu bewandert sind. Jeden- 
falls habe ich den Eindruck, daß mit 
Ach und Krach sich ein nichtbehinder- 
ter „Experte“ so in einen Rollstuhl 
setzt, daß „es irgendwie geht“. 
Ein objektiver Beleg für diese Vermu- 
tung gibt die Behauptung ab, ein Roll- 
stuhl mit 45 cm Sitzbreite und folglich 
68 cm Außenbreite sei der ,,serienge- 
mäßig breiteste Rollstuhl“. Welch wun- 
derbare Fügung, hat doch die Tür zu 
dieser Naßzelle nur 69 cm Breite, es 
bleibt also 1 cm ... 
Ein Blick in einschlägige Kataloge zeigt 
übrigens das Gegenteil, von Elektroll- 
stühlen mal ganz abgesehen. Doch 

weiter: da wird der Rollstuhl beinahe 
zerlegt, es werden nämlich Fußstützen 
und Armlehnen demontiert - und an- 
scheinend erst dann kann der Nichtbe- 
hinderte im Minimal-Rollstuhl in der 
Naßzelle wenden. Der Gutachter - ein 
Orthopäde - meint daraufhin, die Fe- 
rienwohnung sei „rollstuhlgerecht“ (als 
habe er noch nie was von Anforderun- 
gen der DIN gehört) und das Gericht 
schließt sich seiner Meinung an. Behin- 
derte sind anscheinend inzwischen ein 
lukrativer Markt, auch in Sachen Ur- 
laubsquartiere. Wie sonst sollte man es 
sich erklären, daß da Hausbesitzer ver- 

suchen, sinnvolle Kriterien so weit zu 
drücken, bis ihr Quartier das heißer- 
sehnte Etikett doch noch bekommt. 
Ärgerlich ist es allemal für die betrof- 
fene Familie, daß sie nun für ein nicht 
benutztes Quartier zahlen muß und 
obendrein sogar noch halbwegs als 
Querulanten dastehen - sie gehören of- 
fensichtlich nicht zu den normgerech- 
ten - pardon: „durchschnittlichen Be- 
hinderten“. Bei Gelegenheit müßte uns 
das Amtsgericht Bad Mergentheim 
diese neue Kategorie noch etwas aus- 
führlicher erklären. 

Hannes Heiler 

Buchbesprechung: 

Udo Sierck 

Das Risiko 

nichtbehinderte Eltern 

zu bekommen 

Daß Eltern - meist Mütter - von Behin- 
derten BÜCHER ÜBER IHRE Erfahrun- 
gen schreiben, ist mittlerweile fast 
nichts Außergewöhnliches mehr. Dage- 
gen schon eher der umgekehrte Fall - 
vor allem dann, wenn der behinderte 
Autor eine Bilanz des Eitern-Kind-Ver- 
hältnisses zieht und dieses in Bezie- 
hung zu geseilschaftspolitischen Ent- 
wicklungen setzt, die das Lebensrecht 
behinderter Menschen zunehmend in 
Frage stellen. 

Mit dem Buch „Das Risiko nichtbehin- 
derte Eltern zu bekommen“ hält Udo 
Sierck, Eitern von behinderten Kindern 
aber auch allen, die sich mit dem 
Thema Behinderung beschäftigen, ei- 
nen „Norm-Spiegel“ vor. So fragt der 
Autor in seinem Vorwort, ,,ob diese El- 
tern nicht auch die traditionellen Werte 
von Gesundheit, Leistung und Behin- 
dertendiskriminierung am Leben erhal- 
ten“ (S. 8). Darin widerspiegelt er, wes- 
halb sich Eltern meist schwertun, ihr 
behindertes Kind zu akzeptieren; Er- 
schweren doch solche Ideale, die oft 
mit dem Wunsch nach einem Ideaikind 
gekoppelt sind, die Annahme von Be- 
hinderung mit all ihren Folgen. 

Dies ist auch einer Annäherung zwi- 
schen behinderten und nichtbehinder- 
ten Menschen hinderlich. Eine solche 
„kann nur sinnvoll gelingen, wenn aller- 
orts Gelegenheit besteht, sich anzuse- 
hen, sich zu befühlen oder zu ver- 
stecken, sich zu wundern oder zu ver- 
stehen, sich aufeinander zu freuen 
oder es bleiben zu lassen...“ (S. 12). 

Dem stehen allerdings Behinderten- 
Sondereinrichtungen - z.B, Werkstät- 
ten für Behinderte (WfB) - entgegen, 
die etwa vor 3 Jahrzehnten von Eltern- 
vereinigungen wie der „Lebenshilfe“ 
gegründet wurden. So geht Udo Sierck 
in zwei Kapiteln detailiert auf diese Ver- 
einigungen und die Rehabilltationspoli- 
tik der 50er/60er Jahre sowie auf deren 
Folgen - am Beispiel der WfB’s - ein. 
Nun, 30 Jahre später, beginnen (wenn 
auch nur eine kleine Gruppe.) betrof- 
fene Eltern dies neu zu überdenken 
und nach Alternativen zu suchen. 

In dem Kapitel „Eltern Behinderter und 
’LEBENSUNWEFtT'-Denken“ weist der 
Autor fundiert und kritisch daraufhin, 
daß durch Instrumentarien wieZwangs- 

iS 
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Sterilisation, humangenetische Bera- 
tung und Sterbehilfe zunehmend ein 
gesellschaftspolitisches Klima ge- 
schaffen wird, daß das Lebensrecht Be- 
hinderte bedroht. Daß solche Bedro- 
hungsängste auch real sind, belegt fol- 
gender Briefauszug: „Die Lebenshilfe 
sollte sich nicht dafür einsetzen, unge- 
borenes, behindertes Leben in jedem 
Fall zu erhalten. Der Preis dafür wäre 
zu hoch. Damit meine ich nicht die Ko- 
sten für die Betreuung und Förderung 
der Behinderten. Ich meine die Bela- 
stungen für die unmittelbar Betroffe- 
nen, die Eltern des behinderten Kindes, 
und manchmal auch der Geschwister“ 
(S. 92). 

Daß sich die Lebenshilfe solcher Ge- 
danken nicht verschließt, zeigt sich in 
der Einladung von Peter Singer - jenen 
Philosophie- Professor, für den z. B. die 
Tötung von behinderten Säuglingen oft 
überhaupt kein Unrecht ist. Abgesehen 
davon, daß sich die Lebenshilfe auf- 
grund von Protesten der Behinderten- 
und Krüppelbewegung diese Einla- 
dung absagte, liegt der Verdacht nahe, 
daß sie sich einen ethischen Rückhalt 
verschaffen wollte, um auf den gefor- 
derten Kurs einzuschwenken zu 
können. 

Insgesamt gesehen zeigt Udo Sierck 
kaum positive Perspektiven aut. Dies ist 
jedoch ein Grund mehr, dieses Buch - 
das u.a. durch Zeitungsberichte abge- 
rundet wird - zu lesen; vor allem des- 
halb, um nicht wieder sagen zu können, 
von alledem nichts gewußt zu haben. 

Udo Sierck; Das Risiko nichtbehinderte 
Eltern zu bekommen - Kritik aus der 
Sicht eines Behinderten ist bei der AG 
SPAK erschienen (M 97) und kostet 
DM 25,- 

Werner Müller 

ZO 

Leben ohne Beruf? 

Alternative Lebensgestaltung junger 
Behinderter ohne berufliche Perspek- 
tive 

Trotz wirtschaftlicher Hochkonjunktur 
hat sich seit Jahren der Verdrängungs- 
wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt ver- 
schärft. Behinderte Jugendliche sind 
dabei in stärkerem Maße von Arbeitslo- 
sigkeit betroffen als nichtbehinderte Ju- 
gendliche. Das Ziel eines jeden Heran- 
wachsenden, einen sinnvollen Beitrag 
im gesellschaftlichen Leben zu erbrin- 
gen, wird für sie zusehends unerreich- 
bar. Bisher richten sich die habilitativen 
und rehabilitativen Anstrengungen in 
Schule und beruflicher Bildung noch 
aut die Vorbereitung auf Arbeit und Be- 
ruf. Sie gelten als der Weg zur sozialen 
Integration. Doch verlieren die Mühen 
und Hoffnungen der Betroffenen nicht 
unter der Hand ihren Sinn, wenn am 
Ende die Arbeitslosigkeit steht? Die Su- 
che nach alternativen Möglichkeiten 
der Lebensbewältigung und Lebensge- 
staltung gerade auch für schwerstbe- 
hinderte Menschen drängt sich auf. 

Wie stellen sich Schule und berufliche 
Bildung auf diese Entwicklung ein? 

Die Autoren beschreiben detailliert die 
schwierige Situation junger Behinder- 
ter auf dem Arbeitsmarkt und geben ei- 
nen Überblick über die gegenwärtigen 
Möglichkeiten der Berufsvorbereitung. 
Sie diskutieren den anthropologischen 
Stellenwert von Arbeit und stellen die 
Frage nach der Perspektiven eines Le- 
bens ohne Beruf. 

Zielgruppe: Fachkräfte in der Rehabili- 
tation, Politiker, Arbeitgeber, Verbände 
und Gewerkschaften, Eltern und Betrof- 
fene 

Preis: 
20,- (Mitglieder des Bundesverbandes) 
38,- (über den Buchhandel) 

Bundesverband für spastisch Ge- 
lähmte und andere Körperbehinderte, 
Brehmstraße 5-7, 
4000 Düsseldorf 1 
Tel.: 0211/6266 51 

Singersche Nachbeben 

über die philosophische Zuarbeit des Australiers Peter Singer sowohl für die Interes- 
sen einer profitorientierten Biotechnologie wie für moderne Eugeniker haben wir in 
der „randschau“ ausführlich berichtet. Ebenso ausführlich schilderten wir den Wi- 
derstand in der BRD. Wie die Ereignisse auf Peter Singer selbst gewirkt haben und 
welche Nachbeben die Auseinandersetzungen hatten, dazu die folgenden Ausfüh- 
rungen. 

mund brächte der LEBENSHILFE Ar- 
ger, die Familienministerin wolle ihre 
Eröffnungsrede nicht mehr halten und 
das Sozialministerium, das das Sympo- 
sium nitfinanziere, hätte den ernsten 
Rat gegeben, ihn auszuladen. Ein 
„PS“ des Briefes habe noch hinzuge- 
fügt, daß einige Organisationen der Be- 
hinderten Protestdemonstrationen in 
Marburg und Dortmund gegen ihn und 
gegen die LEBENSHILFE planen wür- 
den. Solchermaßen unterrichtet flog 
Singer trotzdem nach Europa. 
Als er ankam, wunderte es ihn, daß der 
„Sturm der Kritik“ von der populären 
Presse aufgegriffen wurde. „Geleitet 
von Organisationen für Behinderte, be- 
teiligten sich doch viele andere Grup- 
pen an den Protesten, inklusive der 
GRÜNEN, der Deutschen Gesellschaft 
für soziale Psychiatrie und verschie- 
dene Zusammenschlüsse von Studen- 
ten und Frauen gegen Gen- und Repro- 
duktionstechnologie, Sogar das Anti- 
Atom-Büro machte mit (ohne sich Ge- 

Singer schlägt zurück 

Unter dem Titel „Bioethics and Acade- 
mic Freedom - A Report from Ger- 
many“ hat Peter Singer die gesammel- 
ten Erlebnisse seines Deutschland- 
Aufenthaltes im letzten Sommer nieder- 
geschrieben. Es geht ihm in diesem 
Bericht kaum um die inhaltliche Ausein- 
andersetzung mit den Argumenten sei- 
ner Gegnerinnen, vielmehr gibt er 
seine Betroffenheit darüber wieder, in 
welchem Ausmaß in Deutschland die 
Freiheit der Wissenschaft angegriffen 
werden kann, wie sehr ihm persönlich 
Unrecht getan wurde, und wie wenig 
die deutschen Wissenschaftler ihn ver- 
teidigt haben. 
Erst neun Tage vor seiner Abreise nach 
Europa hatte Singer von der LEBENS- 
HILFE die Ausladung erhalten, mit der 
schon bekannten Begründung. Die LE- 
BENSHILFE habe mit ihrer Einladung 
nicht erreichen woiien, daß er öffentlich 
auftrete. Der geplante Vortrag in Dort- 
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danken über meine Positionen zu Ato- 
mergergie zu machen)“, klagt Singer. 
Der SPIEGEL, dessen Bedeutung er 
für die BRD gleichsetzt mit der Bedeu- 
tung der TIME für die USA, habe einen 
Artikel veröffentlicht von Franz Chri- 
stoph, „dem Führer der KRÜPPEL-Be- 
wegung, einer militanten Organisation 
behinderter Leute". 
„Intoleranz“ wirft er seinen Gegnerin- 
nen vor und bösartige Zerstückelung 
seines Gedankengebäudes, aus dem 
immer wieder nur einzelne Passagen 
zitiert würden. 
Singer hat es erstaunt, daß seine Ausla- 
dung nicht ausreichte und das Sympo- 
sium sogar abgesagt werden mußte. 
Auch Prof. Anstötz aus Dortmund habe 
sich gewundert über die Reaktionen 
auf die Ankündigung seines Vortrages. 
Anstötz habe zwar gewußt, daß es in 
Deutschiand Gruppen gibt, die sich ge- 
gen das Beurteilen von Leben als le- 
benswerter als anderes richten. Er 
habe aber nie solche vehementen Pro- 
teste envartet. In Deutschland gebe es 
sogar Gruppen, bemerkt Singer neben- 
bei, die sich gegen Humangenetische 
Beratung wendeten. Anstötz habe an 
einem Morgen sogar einen Zettel auf 
seinem Schreibtisch gefunden mit der 
Aufschrift „Schreibtischtäter“. Die Pro- 
testierer hätten klar gemacht, daß sie 

mit physischer Gewalt gegen den Vor- 
trag Vorgehen werden. 
Währenddessen erreichte Singer die 
Einladung von Prof. G. Meggle, Profes- 
sor für Philosophie an der Universität 
Saarbrücken. Der habe zeigen wollen, 
daß es möglich wäre, die Ethik der Eut- 
hanasie rational in Deutschland zu dis- 
kutieren. Singer habe in seinem Vor- 
trag sagen wollen, daß er die Sensibili- 
tät in Deutschland verstehe, doch dazu 
sei er nicht gekommen. „Das war ein 
sehrfrustierender Moment. Ich schaute 
mir die Leute an, wie sie pfiffen und Pa- 
rolen riefen und dachte, daß die mei- 
sten von ihnen Leute sind, denen ich 
nahe stehe. Sie sahen aus wie Leute, 
mit denen ich zu Hause politisch zu- 
sammenarbeite - im Zusammenhang 
mit Umweltschutz und sozialen Belan- 
gen.“ Singer glaubt, daß diese Leute 
ihn überhaupt nicht verstanden haben, 
ja er argwöhnt, daß sie über seine The- 
sen überhaupt nicht nachgedacht 
haben. 
Singer beschreibt dann die Vorgänge 
bei der ZEIT und resümiert, daß die 
Protestierenden zwar seine „akademi- 
schen Vorträge“ hätten erfolgreich ver- 
hindern können, gleichzeitig aber er- 
reichten, daß seine Ansichten Millionen 
von Fernsehzuschauern und Lesern 
vorgestellt wurden. Dies sei der positive 
Aspekt der Ereignisse. Die negative 
Seite sei die Erfahrung,daß in Deutsch- 
land immer noch die Intoleranz stark 
sei, selbst in den Universitäten. Auf ei- 
nem Treffen in Hamburg hätten seine 
Gegner herauszufinden versucht, wo 
überall in Europa er noch auttreten 
wolle. Doch als dieses Treffen stattfand. 

waren seine Engagements schon zu- 
ende, Singer zeigt sich in seinem Be- 
richt über die Treffen der Szene ausse- 
rordentlich informiert. Aber sein Bericht 
informiert uns auch, daß sowohl An- 
stötz als auch Meggle von den Jeweili- 
gen Landesministern persönlich zur 
Rede gestellt worden waren. Die Wis- 
senschaftsministerin von NRW habe 
Anstötz daraufhin angeschrieben, daß 
sie feststellen müsse, wieweit er die 
Freiheit der Lehre über die Treue zur 
Verfassung stelle. Diese Verpflichtung 
auf die Verfassung, die so weit gehe, 
daß Lehrer die Pflicht hätten, nicht nur 
nicht gegen die Verfassung zu verstos- 
sen, sondern sie sogar bis ins Detail zu 
vertreten, empfindet Singer als klare 
Restriktion der akademischen Freiheit. 
Das wiederum empfindet er als gegen 
die Gründungsideen der Verfassungs- 
gebenden gerichtet. Anstötz und Meg- 
gle seien aufgefordert worden, sich von 
Singers Ansichten zu distanzieren, und 
das akademische Klima sei nicht ge- 
sund für die Meinungsfreiheit bei die- 
sem Thema. l,Auch wenn Anstötz und 
Meggle persönliche Unterstützungs- 
briefe von anderen Akademikern gegen 
diese Attacken erhielten, war es doch 
ein Versagen derer, die an deutschen 
Universitäten lehren, nicht auf diesen 
grundsätzlichen Angriff gegen die aka- 
demische Freiheit und die Freiheit des 
Ausdrucks zu reagieren.“ Der britische 
Professor Hare habe auf all dies hin 
eine Unterstützungserklärung der „Ari- 
stotelischen Gesellschaft“ erreicht, 
aber keinedeutsche Organisation habe 
zu diesem Zeitpunkt eine ähnliche Er- 
klärung abgegeben. Deutsche Sonder- 
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Pädagogen seien führend gewesen un- 
ter denen, die die Absage seiner Vor- 
träge verlangten. Als ein Professor für 
Sonderpädagogik aus Köin, dessen 
Name Singer nicht nennt, einen Brief 
an Anstötz schrieb, in dem er dessen 
Recht unterstütze, Singer einzuladen, 
berichtete er in einem anderen Brief, 
daß er keine weiteren Unterschritten 
habe sammein können unter den Pro- 
fessoren der Universität. 
Den Vorwurf seiner Gegnerinnen, er 
bereite die Rückkehr zu Nazi-Sichtwei- 
sen vor, kontert Singer wenig emotions- 
los. Die Protestierer legten einen Fana- 
tismus vor und einen Mangel an Re- 
spekt vor rationaler Debatte, die not- 
wendige Vorbedingung war für die 
Nazi-Sichtweisen. Vielleicht sei auch 
das, was den Nazi-Völkermord erst 
möglich machte, und was bis heute im 
modernen Deutschland nicht ausgerot- 

tet ist, überhaupt nicht die Euthanasie- 
Bewegung, sondern diese Art von fana- 
tischer Selbstsicherheit im eigenen 
Auftreten, die es ablehnt, zuzuhören 
oder sich in eine rationale Debatte mit 
jemanden zu begeben, der eine völlig 
andere Meinung vertritt. In Österreich 
hätten einige Leute ihm gegenüber auf- 
gestöhnt und erklärt, ihre nördlichen 
Nachbarn sähen immer alles so ex- 
trem. Anstötz, Meggle und ein paar an- 
dere Philosophen, die auch in seine 
Richtung kämpften seien in Deutsch- 
land eine kleine Minderheit. Deswegen 
könne Bioethik nicht wie in anderen 
Ländern auf der Grundlage rationaler 
Diskussion wachsen. 

Zum Schluß gehts dann noch mal kräf- 
tig zur Sache, wenn der genannte politi- 
sche Fanatismus verglichen wird mit 
dem religiösen Khomeinis. Singer for- 
dert eine breite Basis für die Wichtigkeit 
einer Atmosphäre, die die rationale Dis- 
kussion um kontroverse Themen er- 
möglicht, und er ruft auf zu einem inter- 
nationalen Verband der Bioethikerzur 
gegenseitigen internationalen Unter- 
stützung. 

Gefolgschaft 

Wir wissen nicht, ob es dieser Bericht 
Singers war oder tatsächlich nur der er- 
neute Protest gegen einen seiner Mit- 
streiter, Prof. Kliemt aus Duisburg. Je- 
denfalls veröffentlichten am 10.1, 90 ei- 
nige Berliner Philosophinnen eine Soli- 
daritätsanzeige für Singer in der taz 
und der Frankfurter Rundschau. Im fol- 
genden der Text: 

Erklärung Berliner 

Philosophinnen 

betr.:„Euthanasie im Fach Philoso- 
phie‘‘,taz vom 8.12.89 
Seit einiger Zeit werden in der Bundes- 
republik die Thesen von Peter Singer 
zur Euthanasie kontrovers diskutiert. 
Im Rahmen dieser „Diskussion“ ist es 
wiederholt zu massiven Störungen von 
Veranstaltungen mit und über Singer 
gekommen. Jüngstes Beispiel dieser 
Störungen sind die gewaltsamen Be- 
hinderungen des Seminars von Prof. 
Kliemt zu Singers Praktische Ethik im 
WS 1989/90 in Duisburg (vergleiche taz 

vom 8. 12. 89). Dieser Versuch, die Dis- 
kussion mit Singer selbst und Veran- 
staltungen, die sich mit seinen Thesen 
auseinandersetzen, in ähnlicher Weise 
behindert wurden (vergleiche „Die 
Zeit" vom Juni-Juli). 

Unabhängig davon, wie man zu Sin- 
gers Thesen der Suche nach steht, hal- 
ten wir die Verhinderung der Diskus- 
sion dieser Thesen für einen skandalö- 
sen Vorgang, der das elementare Ge- 
bot argumentativer Toleranz verletzt. 
Wir geben zu bedenken: 

1. Singers Praktische Ethik ist kein 
„Aufruf zum Mord“. Sein Buch ist prin- 
zipiell nicht vergleichbar mit ideologi- 
schen Schriften, die durch Appelle an 
Emotionen, Vorurteile oder Kosten-Nut- 
zen-Kalküle Euthanasie propagieren. 
Im Gegenteil stellt Singers Buch den 
Versuch dar, eine rationale und konsi- 
stente Lösung für die unterschiedlichen 
Probleme der angewandten Ethik zu er- 
arbeiten und dabei die Voraussetzun- 
gen seines Denkens offenzulegen. 
Wenn seine Ergebnisse gegen einige 
unserer geläufigen moralischen Vor- 
stellungen verstoßen, dann sind wir 
aufgefordert, uns nicht nur auf unsere 
Gefühle zu berufen, sondern eine kon- 
sistente Gegenposition auf der Grund- 
lage von Argumenten zu entwickeln. 

2. Singers Buch ist wichtig, weil es sich 
in erster Linie mit solchen Problemen 
beschäftigt, für deren Beurteilung und 
Entscheidung in unserer Gesellschaft 
keine allgemein akzeptierten Kriterien 
(mehr) vorhanden sind. Wenn wir mit 
solchen praktischen Entscheidung- 
sproblemen, die Fragen von Leben und 
Sterben betreffen, persönlich konfron- 
tiert werden, dann brauchen wir Krite- 
rien zur Entscheidung. Eine Aufgabe 
der Philosophie besteht darin, solche 
Kriterien zur Entscheidung moralischer 
Probleme zu klären, indem sie deren 
Implikationen und Voraussetzungen of- 
fenlegt und so ein rationales Abwägen 
ermöglicht. Genau dies leistet Singers 
Buch. 

3. Eine der besonders umstrittenen 
Thesen Singers ist, daß man unheilbar 
leidende Menschen und Tiere, die sich 
über die Frage, ob sie weiterieben wol- 
len, kein Urteil bilden können, schmerz- 
los töten darf. Es ist bezeichnend für 
den bisherigen Stil der „Debatte", daß 
aus Singers Buch immer nur diese 
These herausgegriffen wird, ohne den 
Zusammenhang mit den anderen von 
ihm diskutierten moralischen Proble- 
men wie Abtreibung, Verpflichtung ge- 
genüber Diskriminierten, gegenüber 
der sogenannten Dritten Welt und ge- 
genüber Tieren überhaupt zur Kenntnis 
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nehmen. Bei diesen Themen dürften 
die Frontstellungen" der Auseinander- 
setzung quer zu denen in der Debatte 
zur Euthanasie verlaufen. Singers Posi- 
tionen zu diesen unterschiedlichen 
Problemen ergeben sich jedoch zu- 
sammenhängend aus seinem Perso- 
nenbegriff und der Grundverpflichtung, 
Leiden zu vermeiden. Wer nur einige 
von Singers Positionen teilt und andere 
nicht, steht vor der schwierigen Auf- 
gabe zu zeigen, daB dies widerspruchs- 
frei möglich ist. 

4. Singers Buch ist 1979 auf englisch er- 
schienen. Seitdem wird es im angloa- 
merikanischen Sprachraum diskutiert. 
Uns ist nicht bekannt, daS in England, 
Amerika und Australien je ein Seminar 
boykottiert, eine Vorlesung Singers ge- 
sprengt wurde. Man mag dagegen ein- 
wenden, daß eine Diskussion der Sin- 
gerschen Thesen zur Euthanasie vor 
dem Hintergrund der deutschen Ge- 
schichte einen anderen Stellenwert 
hat. Das ist wahr und erlegt uns bei der 
Diskussion dieser Thematik eine be- 
sondere Sorgfaltspflicht auf. Man sollte 
aber auch aus dieser Geschichte ge- 
lernt haben, daß es fatal ist, Probleme 
zu verdrängen oder deren Diskussion 
durch Gewalt zu verhindern. 

Unterschrieben wurde die Anzeige von: 

Prof. Dr.G. Abel. W; 
PDDr.N.Bot.FU; 
PDDr.V.Gähde.FU; 
Dr. G. Heriberg, FU; 
Prof Dr. C. Hubig. TV; 
Prof Dr. P. Krausser, FU; 
PDDr.E.M. Lange. FU; 
M. -S. Loner, M. A.. TU: 
Prof. Dr. W. Müller-Lauter, KiHo; 
Dr. fF. Ifannkucbe, FU; 
Dr.B.Rössler.FU; 
Prof. Dr. W. Sckmidi-Biggemann, FU; 
Dr. P. Stemmer, FU; 
DrB.Th6U.FU; 
Dr.A.mieb.FU: 
Dr.H. Fink-Eitel. FU; 
Dr. Th. Banelbon, FU; 
Prof. Dr. M. V. Brentano, FU; 
5. Gosepath. M. A., HdK; 
M. Herrmann, M. A., 
FU; Prof. Dr. F. Koppe, HdK; 
Prof. Dr. S. Krämer-Rammen, FU; 
Dr. G. Lohnumn, FU; 
Prof. Dr. V. Motdines, FU; 
M.Otto.M.A.,FU: 
Prof. Dr. H. Poser, TU; 
Dr.R. Schanz. FU; 
Dr. G. Seebt^, FU; 
Prof Dr. M. Theunissen, FU;, 
Prof. Dr. E. Tugendhat,FU; 
Prof Dr. U. Wolf FU 

Peter Singer erwähnt in seinem Bericht 
die Duisburger Störungen und die An- 
zeige nicht. Er wird sie nicht gekannt 
haben. Prof. Kliemt jedenfalls mußte 
sich in Duisburg auch von Peter Sin- 
gers Thesen distanzieren. Zunächst 
hatte er bekannt: „Ich stimme der utili- 
taristischen Ethik von Singer zu, denn 
sein Grundsatz, Leiden zu vermeiden 
und Glück zu schaffen, ist doch eine 
gute Sache.“ 
Die Anzeigen der „Berliner PhilosphIn- 
nen“ wurde beantwortet von derhier ab- 
schließend abgedruckten Anzeige, die 

von einem breiten Bündnis getragen 
wurde. All dem folgte dann in der taz 
am 13. 2. 90 noch ein Disput, in dem 
Mathias Bröckers die Angriffe Singers 
aufgreift. Aus der fanatischen, militan- 
ten Krüppelbewegung wird bei 
Bröckers „der Fanatismus geistiger Hy- 
giene-Kommandos. Macht Singer die 
Gleichheit zu Khomeini aus, so 
Bröckers eine „ideologische Blockwart- 
Mentalität, ebenso felsenfest und stein- 
dumm wie ehedem“. Die Fronten ver- 
härten sich. Fortsetzung folgt. 

Lothar Sandfort 

Ich abonniere die randschau für 1 Jahr. 
Wenn ich das Abonnement nicht 2 Monate 
vor Ablauf kündige, verlängert sich das 
Abonnement automatisch um 1 Jahr. 

Dafür habe ich 
20,- DM überwiesen auf das Konto 

Ce Be eF - Köln - die randschau 
htonto-Nr. 153 30-508 (BLZ 370 100 50) 
Postgiroamt Köln 

einen Scheck beigefügt 

Lieferung ab:  
(aucti rückwirkend^ 

Name;   

Straße:  

Ort:  

Datum Unterschrift  

Postkarte   
Antwort 

Bin« 

die randsthau 

POH LM ANSTR.f 3 

5000 KÖLN ÖO 

□ Ich besielle eine Pfobe*assette der die 
randuthati für Blinde (ur DM 5.— 

C Ich abonniere die df« randtchau lü r Blinde 
zunächst für 10 Ausgaben (DM 30. ) 

Dre Probekasselte muB 3 Wochen nach Erhall 
wieder zufückgeschickt werden Wenn ich das 
Abonnemeni nicht vor Erhall der Kassette kündi- 
ge. verlangen sich das Abonnement automa- 
tisch 
Ich hebe den zu zahlenden Betrag 
O uberwiesen auf das Konto 

CeB««F-KAIn — die randechau 
Konto Nr. 153 30—508 (BLZ 370 100 50) 
Postglroamt Köln 

n als Scheck beigelegt. 

Name:   
Straße; 
On   

Postkarte /   
Antwort 

Bin« 
frtrmtch^n 

die randsthau 

POH LMANSTR.13 

5000 KÖL N 60 

Daiutfi Unterschritt 

23 



betr.: „Erklärung Berliner Philosophinnen*, tai vom 10.1.90 

In der ,Erklärung Berliner Philosophinnen“ 
vom 14.12.89 beschwe ren sich die Verfasserin- 
nen über die Störungen, die in den vergangenen 
Monaten gegen Veranstaltungen mit und Uber 
den australischen Ethik-Professor Peter Singer 
und dessen Thesen zur „Euthanasie" an behin- 
derten Menschen durchgeführt wurden. Die 
Westberliner Philosophinnen halten „die Ver- 
hinderung der Diskussion dieser Thesen für 
einen skandalösen Vorgang, der daselementare 
Gebot argumentativer Toleranz verletzt“. 

Darüber hinaus halten sie die Diskussion sei- 
nesBuches fiirgeboten. „weil essich inerster Li- 
nie mit solchen Problemen beschäftigt, für deren 
Beurteilung und Entscheidung in unserer Ge- 
sellschaft keine ällgemein akzeptierten Krite- 
rien (mehr) vorhanden sind“. 

Sie wenden sich dagegen, daß Singers Tö- 
tungsthesen aus dem Zusammenhang seiner 
ethischen Positionen gerissen werden, die sich 
aus „seinem PersonenbegriffundderGrundver- 
pflichtung, Leiden zu vermeiden“ ergäben. Ge- 
rade vor dem Hintergrund der deutschen Ge- 
schichte aber müßten die von Singer aufgewor- 
fenen Probleme mit besonderer Sorgfaltspflicht 
diskutiert werden, anstatt sie „zu verdrängen 
oder deren Diskussion mit Gewalt zu verhin- 
dern“. 

Wir halten die Störungen für gerechtfertigt: 
— Wir betrachten Si ngers Praktische Ethik nicht 
als harmlosen „unparteiischen Beitrag“ zu ei- 
nem internationalen ethischen Diskurs über ab- 
handen gekommene Werte. Singer und seine 
Althänge rinnen verfolgen die Absicht, die Tö- 
tung behinderter, kranker oder alter Menschen 
als mögliche Handlungs Variante diskutierbar zu 
machen. Die Existenzberechtigung bestimmter 
Menschen, die mit dem Etikett: „unheilbar lei- 
dend/einsichtsunfähig“ zum sozialen Problem 
degradiert werden, wird von ihnen in Frage ge- 
stellt . T rotz des H in weises auf die deutsche Ver- 
gangenheit spielt die Erfahrung der NS-Ver- 
nichtungsprogramme keine Rolle im Diskurs 
der Westl^rliner Philosophinnen. Denn daraus 
müßten sie gelernt haben, daß es fatal ist, be- 
stimmte Menschen zum sozialen Problem zu er- 
klären, die Enttabuisierung einer tödlichen „Lö- 
sung“ einzufordem und über die Menschen- 
würde der Betroffenen hinweg durchzusetzen. 
— Singers vielzitierte These — „Die Tötung ei- 
nes behinderten Säuglings ist nicht moralisch 
gleichbedeutend mit der Tötung einer Person. 
Sehr oft ist sie überhaupt kein Unrecht. “ — ist in 
keinem, aber auch gar keinem Zusammenhang 
diskutierbar! Wer derartigen Thesen das Etikett 
der wissenschaftlichen Philosophie verleiht, 
der/die verkennt die Implikationen. Denn: Ak- 
zeptiert wird eine Philosophie in deren Men- 
schenbild (bestimmte) Behinderte nicht mehr 
Vorkommen, in der die Vemichtu ng behinderter 
Menschen auf der gedanklichen Ebene bereits 
vollzogen ist. 
— Singers Praktische Ethik hat eine sehr prakti- 
sche gesellschaftliche Funktion: Indem Singer 
die Tötung behinderter Menschen unter be- 
stimmten Voraussetzungen für moralisch ge- 
rechtfertigt erklärt, hierfür'Handiungsanwei- 
sungen bietet, liefen er die ethische Grundlage, 
auf der Auslese- und Vemichtungspolitik öf- 
fentliche Akzeptanz gewinnt. Die Vorstufen zu 
einerderanigen Politik sind bereits bundesdeut- 
sche Normalität; 

Die Verabschiedung eines Bundesgesetzes, 
das in bestimmten Fällen die unfreiwillige, also 
Zwangssterilisation geistig behinderter Men- 
schen legalisiert, steht kurz bevor. 

Die humangenetische Beratung und die vor- 
eeburtliche Selektion behinderter Feten wird 

von Medizinerinnen und Juristinnen als „ver- 
antwonungsvolle Sc hwangerschaftsvorsorge “ 
proklamiert. Wer sich dem neuen Postulat der 
„freiwilligen Eugenik“ entzieht, wird zuneh- 
mend diskriminiert. 

Die Ermordung alter und behinderter Men- 
schen wird nicht selten praktiziert. Wurden 
diese Fälle noch unter Überschriften wie: 
„Skandal im Krankenhaus“ publiziert, so ge- 
winnen doch diejenige n Stimmen an Bedeutung, 
die dafür wohlwollendes Verständnis entgegen- 
bringen. Hier wird durch gezieltes Vorenthalten 
geeigneter Lebens- und Entwicklungsbedin- 
gungen mit Hilfe von Kosten-Nutzen-Verglei- 
chendie „Euthanasie“ als humane „Lösung“ le- 
gitimiert. 

Die Weichen inderGesundheits- und Sozial- 
politik sind auf „Pflicht zur Gesundheit“ und 
„wachsende Leistungsbereitschaft“ gestellt. 

Immer größere Bevölkerungsteile werden 
von sozialen Leistungen abgeschnitten und ins 
gesellschaftliche Abseits gedrängt. Das Recht 
auf Teilhabe gerät zum Privileg derer, die den 
Qual ifikations- und Qualitätsanforderungen der 
neuen technologischen (Re-)Produktionsver- 
hältnisse genügen. 
— Die Störungen und Sprengungen von Veran- 
staltungen, indenenSingersThesenim „wissen- 
schaftlichen Rahmen“ diskutiert werden soll- 
ten, stellen den Versuch dar, der Anpassung der 
herrschenden Moral an diese Brutalisierung der 
Lebensverhältnisse Einhalt zu gebieten. An den 
Störungen beteilig(t)en sich oftmals Behinderte, 
die von Singers Ethik (potentiell) betroffen sind 
und die ihre Menschenwürde verteidig(t)en. 
Wenn die Westberliner Philosophinnen hierauf 
erklären, „daßes fatal ist, Probleme zu verdrän- 
gen und deren Diskussion durch Gewalt zu ver- 
hindern“ , dann verkehren sie die (Gewalt-)Ver- 
hältnisse. 
— Die „argumentativeToieranz“, diediePhilo- 
sophlnnen gegenüber Singers Thesen einfor- 
dem, ist die gleiche, dieeine Diskussion über die 
These von der „Überlegenheit einer arischen 
Rasse“ erlaubt. In beiden Fällen aber muß der 
zugrunde liegende Wille, Menschen als un- 
gleichwertig erkennen zu wollen, bekämpft 
werden. 

Abgestumpft durch die Routine der akademi- 
schen Auseinandersetzung, sind die Westberli- 
ner Philosophinnen offenbar nicht mehr in der 
Lage, die Grenze zu erkennen, hinter der Tole- 
ranz repressiv wird, Ethik, die existenzbedro- 
hend diskriminiert, die tödlich wirkende Vorur- 
teile aktiviert und sich dem Zeitgeist anpaßt, ist 
eben nicht nur Gegenstand des gepflegten wis- 
senschaftlichen Diskurses. Ethikerlnnen, die 
den Anspruch haben, ihre Theorie praktisch 
werden zu lassen, dürfen sich nicht wundem, 
wenn der drohenden bedrohlichen Praxis, Wi- 
derstand entgegengesetzt wird. 
— Es darf nicht wieder diskutiert und definiert 
werden, wer aufgrund welcher Merkmale und 
Eigenschaften Mitglied der menschlichen Ge- 
sellschaft ist, sondern es müssen alle gesell- 
schaftlichen, sozialen und ökonomischen Mittel 
so eingesetzt werden, daß jeder Mensch unter 
optimalen Lebens- und Entwicklungsbedingun- 
gen leben kann. Das Lebensrecht behinderter 
Menschen ist nicht diskutierbar. 

Diskutiert aber werden muß, warum Selek- 
tionsprinzipien wieder gesucht und gefunden 
werden; warum tödliche Ethiken wieder Kon- 
junktur haben. 

Diskutiert werdenmußauch.warumso vielen 
Wissenschaftlerlnnen und Praktikerlnncn das 
Prinzip von der „Gleichheit aller Menschen in 
ihrer Differenz“ abhanden gekommen ist. 
RhciTi/Main-RaitcnECffenGefj-und Repro-Unsinn, Frauen Re- 

gen Gen- und Reproduklionsiechnologie. Darmsiadi. Frauen 
gegen Gen- und Reproduklionstechnologie im FFGZ Frank- 
Tun, Frauen gegen Gen- und ReproduktionstechnoJogie. 
Mainz; GemischleGnippc gegen Gen- und Reprodukiionsicch- 
noiogie Rlkein/Main; Bundeswenes Fonim der Krüppel- und . 
BeJiindertcniniuaiiven; AK Sozialpolitik Wiesbaden: Freie : 
Gesundhettshilfec.V . Wiesbaden; Infoladen Wiesbaden; Au- ■ 
tonomes Fraucnplenum. Wiesbaden; feministische Anli-Fi, 
Wiesbaden; Cafe Klaiscb-Kollektiv. Wiesbaden; 0 B.S.T. 
Offenbacher Behinderlen-Selbsthilfe-Traff für Behlndene und 
Nichibehinderte; Aktionsgruppc Behinderter in Kassel; Inte- 
ressengemeinschaft behinderter Studentinnen. GH Kassel, 
ABeR. Autonomes Bcbindertenreferat der CH Kassel; Die 
Theboknakerlnncn, Essen; Die Entfesselten. Darmstädter In- 
itiative für scibsibestimmtes Leben Behinderter, Asia Referat 
Frauen gegen Gen- und Reproduktionstechnik, Marburg. Au- 
tonom Leben. Hamburg, Verlag Libertäre Assoziation, Ham- 
borfti Projektgruppe für die vergessenen Opfer des NS-Regi- 

in Hamburg; KilleralGcn. West-Berlin; Die GENervten. 
West-Berlin; Genarchiv Essen; Frauen gegen den § 218, Bun- 
desweite Koordinauon; [WF-Gnippe. Münster; DeLSL Mün- 
ster; Frauen gegen Gen- urkd Rcprodukiioostechnikcn. Olden- 
burg; Zentrum fürselbsibestimmtes Leben, Köln, AstaderUni 
Frankfurt; Fachschafi Kritisches Arbeitsforum Pädagogik, 
Frankfurt; Fachgruppe Sonderpädagogik. Frankfurt; Vollver- 
sammlung der Sonderschul- und HeilpädagogendcrUni Frank- 
furt; § 218-Gruj^. Münster; KRIM (Krüppehnitiative Mar- 
burg); Studentinnen des Sludiengangs Behindenenpidagogik ; 
ander Uni Bremen. LAG .Eltern gegen Aussonderung“. Brc- « 
men; Sclbstbesummi Leben e.V , Bremen; Bremer Frauen- 
krüppel-Gruppe; Mitarbeiterinnen der „Individuellen 
Schwerbehindertetibetreuung“ dcsDPWV Bremen, Hambur- 
ger Institut für Sozialgeschichte; Redaktion „ 1999“ — Zeit- 
schrift für Soztaigeschichie des 20. Jahrhunderts, Hamburg; 
AG Bevölkerungspolitik an der Uni Oldenburg; AK „Keinen 
Fuflbreit den Faschistinnen'*, UniOldcnburg;Linksundunbe- 
lehrbar, UniOldenburg; Fachschaft Sonderpftdagogii. Uni Ol- 
denburg; Fachbcreichsiniüative des FKhbereichs Biologie, 
Frankfurt; Archiv fürSozialpolitike. V., Frankfurt; Femioisü- 
sches Frauengesundheitszentnim e.V„, Berlin; RNRAAGE 
(Feminist Inte mationaJ Network ofResistanceloRcprt)ductive 
and Genetic and Engineenng) Regionilgruppc Berlin; Enniti* 
lungsausschuB West-Berlin; Eltern für IniegTationc.V. Berlin; 
Ambulante Dienste e. V., West-Berlin; Knippelfrauensiamm- 
tisch gegen Gen- und Rcprodukiioiutechnologten und EugC“ 
nik, West-Berlin; Selbsthilfeguppe der Querschninsgclihm- 
ten, Wesi-Berlin; Fuchs-Brucker-Filmproduktion, West-Ber- 
lin; ALBehindertcnbereich, West-Berlin, Lebenshilfe für gei- 
stig Behinderte, Bremen e. V., Vorstan; Fachschaft Psychdo- 
gie der Um München; Hennann L.Grenüiza ('Konkret'-He- 
rausgeber, Hamburg); Oliver TolmeinC Konkret' -Red.. Ham* 
bürg); Wolfgang Schneider ('Koakret'-Red.. Hamburg): 
Dt . Dorothee Gremliza (Verlegerin, Hamburg); Theresia [>£' 
gener(JurisUn, Frankfurt); Gisela HermesfAktioasgruppe Be- 
hinderter m Kassel, AKB, Kassel), Maria Auer (AKB, Kassel: 
Bettina Schneider (AKB. Kassel); Richard Pinks (AKB, Kas- 
sel); BirgitSchopmans( AKB. Kassel); Jörg Fretter (AKB, Kas- 
sel); Petra Kjss( AKB, Kassel); Gabriele Piiinas (AKB, Kassel); 
Ottmar Paul (AKB, Kassel); R. und S. Albrecht (Eltern eines 
behinderten Kindes. Bremen); Dr Andreas Jürgens (Richter, 
Kassel); Detlef zum Winkel (Journalist, Ffin); Prtnz-Joacf Dc- 
gcnhardKUedermachcr, (^ickbom);Gusti Steiner (Sozialar- 
beiter, Dortmund), Birgii Rothenberg (Dipi -4^-. Dort- 
mund); UdoSierck(Frcier Autor, Hamburg); Nali Radtke(Au- 
ton. Leben. Hamburg); Monika Scheffkr (Journalistin. Biele- 
feld); Marianne Christel (Biologin, West-Berlin); Prof. Helga 
Deppe-Wolfmger (Uni Frarikfurt); Wilma Kobvsch (Essen); 
Prof. Dr. Julius Schoeps(UniDuisburg);Prof. Rest (Professur 
für Erz.wiss.Schaft. Sozialphilosophie und Sozialeihik, FH 
Dortmund); Dr. Peter Rödler (Dozent. Uni Frankfurt); Prof. 
Barbara Rohr (Uni Bremen); Prof. Georg Feuser (Uni Bre- 
men); Prof.. Eberhard Beck (FH. Frankfurt). Prof. Fritz Bira- 
bas(FH, Frankfurt); Prof. Bernd Kirchlechner (FH, Frank- 
furt); Prof. Michael Erler(FH, Frankfurt); Dr. Karin Windaus- 
Baiser (FH, Frankfurt), Prof Ursula Straumann (FH. Frank- 
furt); Anita Schneider (Ärztin. Keikheiiu); Werner Neumann 
(Physi|cer, Kelkheim); Karin Otto fChemotcchrnkehn, Kelk- 
heim); Sabine Karrer (Dipl.Pad.. Frankfurt); Anna Mesche 
tBuchhändlerin, Kronberg); Kai Krahncn-Maltz (Freier Jour- 
nalist. Frankfurt); Dr. Angela Vogel (Publizistin, Frankfurt); 
Claudia Burgsmüller (Rechtsanwältin, zur Zeit FH Wiesba- 
dcQ); Katharina Körner (Frauenhausmiiirbeiienn, Berlin); Jo- 
hanna Pütz (Pädagogin. KdK Berlin); F^of. Georg Fülbenh 
(Um Marburg), Ulrike Gonschalk-Porst (Autorin. Berlin); 
Eckhard Porst (Philosoph, Berlin); Lothar Sandfon (Rand 
schau. Zeitschrift für Dehindertenpolttik); Ingrid Schölzel- 
Dingetdein( [ntegratives Kinderhaus, Kelkheim); Erich Ehmes 
(Redakteur, Hanau); Jutta Rütter(Dipl. Päd.. Marburg). Fried- 
rich Albrecht (Dipl.Päd., Frankfurt); Barbara Thomioo 
(DipI THych-. West-Berlin); Margot Krisebok (Sozialarbette- 
rin, West-Berlin); Andrea Plumpe. {Interessengemeinschaft 
behinderter Studentinnen an der Um Ffm}; Jesko Barabas, Ute 
Kästner (BehindenenreTeral, Uni Frankfurt), Klaus Riffen 
(Geschäftsführer der Lebenshilfe. Bremerhaven): Annedore 
Stein (Sozialpädagogin, Bremen); Lisa Degencr (Ärztin, Al- 
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ABO’Schnipset JA 

Name: 

Vorname: 

Straße: 

PL2<NEü): 

Ort: 

DatunVünterscHrift 

die randschau. ftltHnbadislr. 17, D- 34127 Kassel 

Ich wHt 'd/a fandacA*i/* ahonnlerea Und zwar als 
Schwarzschrlti- »der. nicht nur iüt fatlttde::::und:: 
asNM^ilndarts Abonnentlanen, aufsstasan als Cassattoiv 

^ampler. Die Abo*8etSngungen sind denkbar eltdaeh: Oezahit wird Im 
voraus für 4 Ausgaben (Erscheinungsweise tdetleljährllch) durtdi Übei^ 
Weisung auf das Kwdo von 'kruppeltdpNi’ e.V> tew. durch Übersehduhg 
einea Vsrrechntargsscheeks oder Dergetd. Mach /driauf der 4 Hefts 
Casssttsn) gibt ss «ine Rechnung für dis 4 folgenden Exemrdare. 

(ChWffldasScfWarzaChfftt-Aboder Ich habe täen B^ag van DM 
yaedscAeii' Kk 2S.OO DM (Aus- 

fand t^,OQ DM|. 

ich wie das Cassettsn-Abo der 
vendsc/tea' für 30,00 
DM.(SchWädcscihttihpiusCassette 
40,00 Cmt). 

Nee, ich wli erst fflntnai sir? Bfcbe- 
exemptar der Ttendschsti' (2,06 
OM in ttfielmaflten). 

Schwi^zschdft Cassette 

überwiesen auf das Kottto< 
Nr.; fOOd 422 hei der Stedtsparkasse 
Kassel (BLZ 520 Sqt 51} 

fn BchWnen b^getegt 

dis Scheck belg^egt 

::!:S(ienäfc:aU:ijwfl<Onto:l00ärU4:iw;stOT:atS(itl^ 
KaiSWt pinef $i«g^rht:h {ab ICC E)M 
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